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Kurzzusammenfassung 

Die Bestimmung kommunaler Investitionsbedarfe ist komplex und vielschichtig. Es steht 

keine allgemein gültige Methodik zur Verfügung, mit der sich objektiv „richtige“ Ergebnisse 

erzielen ließen. Eine Annäherung kann durch die Bestimmung von Nettoinvestitionen und die 

ergänzende Betrachtung von Befragungsergebnissen erfolgen. Fachpublikationen beklagen 

bereits seit mehr als einem Jahrzehnt einen erheblichen Verschleiß der kommunalen Infra-

struktur. Über den genauen Umfang und die räumliche Verteilung des Problems bestehen 

dagegen unterschiedliche Auffassungen. 

Nettoinvestitionen in die kommunale Infrastruktur sind eine wichtige Kenngröße und können 

auf der Grundlage verschiedener Methoden ermittelt werden. Einerseits dienen die Volks-

wirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) und andererseits die kommunale Doppik dazu. 

Beiden Methoden ist gemeinsam, dass jeweils Bruttoinvestitionen und Abschreibungen sal-

diert werden. Allerdings führen beide Methoden zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen. Die 

Diskrepanzen werden in der vorliegenden KOMKIS Analyse untersucht. Es wird aufgezeigt, 

dass sie im Wesentlichen auf die unterschiedliche Ermittlung der Abschreibungen zurückzu-

führen sind. Diese sind die Art der Abschreibung (linear, degressiv, Leistungsabschreibung), 

die unterschiedlich angesetzten Nutzungsdauern und Abschreibungssätze sowie die Bewer-

tungsgrundlage für die Vermögensgegenstände (historische Anschaffungskosten oder Wieder-

beschaffungskosten). 

Während die Nettoinvestitionen im Rahmen der VGR bundesweit einheitlich ermittelt wer-

den, findet die Erhebung der jeweiligen Nettoinvestitionen im Rahmen der kommunalen 

Doppik dezentral in den einzelnen Kommunen gemäß den jeweils landesspezifischen Doppik-

Regelungen statt. Die KOMKIS Analyse enthält daher einen Ländervergleich zu den wesentli-

chen Bestimmungen. Dieser zeigt sehr unterschiedliche Ausgestaltungen und zusätzliche 

Spielräume auf der Ebene der einzelnen Kommune. Eine vergleichende Bewertung der dop-

pisch ermittelten kommunalen Nettoinvestitionen ist demzufolge nur mit erheblichen Ein-

schränkungen möglich. Zudem steht für doppische Abschreibungen keine einheitliche (amt-

liche) Datenbasis zur Verfügung. Die VGR-basierte Berechnung ist zwar methodisch einheit-

lich, die Daten können allerdings nur bundesweit aggregiert ausgewertet werden, weshalb 

eine Differenzierung nach Ländern oder Gemeindetypen nicht möglich ist. 

Angesichts der Unvollkommenheiten der Berechnung auf Ist-Daten wird in der Analyse auf-

gezeigt, dass Kommunalbefragungen eine weitere Möglichkeit darstellen, die Nettoinvestiti-

onen und Investitionsbedarfe der Kommunen näherungsweise zu bestimmen. Alle drei Me-

thoden tragen in ihrer Summe dazu bei, jene Größen näherungsweise zu bestimmen und ein 

realistisches Gesamtbild zu erhalten.  
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1 Vorbetrachtung und Eckdaten 

Seit mehreren Jahren gibt es sowohl in (wirtschafts-)wissenschaftlichen Fachkreisen als auch 

in der Politik und in der Öffentlichkeit eine intensive Debatte um die öffentlichen Investiti-

onen. Vorrangig geht es dabei um einen festgestellten Investitionsrückstand und Instru-

mente, diesem zu begegnen. Dabei ist schon die Problemwahrnehmung durchaus uneinheit-

lich. Investitionsbedarfe können methodisch auf verschiedene Wege bestimmt werden und 

die Abschätzung ihres Umfangs führt mithin zu unterschiedlichen Ergebnissen. Dazu kommt, 

das im föderalen System Investitionen des Bundes, der Länder und der Kommunen zu diffe-

renzieren sind, was in der öffentlichen Debatte mitunter unzureichend erfolgt. 

In der Wissenschaft gibt es divergierende Meinungen, welcher Maßstab geeignet ist, um In-

vestitionsrückstände zu messen. Im Zentrum steht die Größe der Nettoinvestitionen, die 

sich aus den Bruttoinvestitionen abzüglich der Abschreibungen berechnen lassen. Kritik gibt 

es durchaus an der konkreten Aussagekraft des sich ergebenden Nettoanlagevermögens für 

die wirtschaftlichen Effekte des staatlichen Kapitalstocks.1 Dessen Effekte können sowohl 

über- als auch unterschätzt sein.2 Eine Unterschätzung ist möglich, wenn Vermögensgegen-

stände auch über ihre buchhalterische Nutzungsdauer hinweg genutzt werden können. Spie-

gelbildlich ist eine Überschätzung gegeben, wenn Infrastruktur bereits vor dem Ende ihrer 

im Haushalt kalkulierten Nutzungsdauer Funktionseinschränkungen aufweisen oder verschlis-

sen sind. Mangels einer zufriedenstellenden methodischen Alternative und angesichts einer 

begrenzten Datenverfügbarkeit ist der Bezug zu den Nettoinvestitionen sachgerecht und 

praktikabel.3 

Die vorliegende KOMKIS Analyse widmet sich vor diesem Hintergrund der Frage, wie kommu-

nale Investitionsbedarfe und Investitionsrückstände sachgerecht beziffert werden können. 

Sie untersucht insbesondere die Diskrepanz zwischen den einerseits im Rahmen der Volks-

wirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) sowie andererseits im Rahmen der kommunalen 

Doppik ermittelten Nettoinvestitionen auf Gemeindeebene und ordnet in diesem Zusammen-

hang Ergebnisse ein, die auf Basis von Umfragen gewonnen wurden.  

                                             

1 Die Debatte umspannt die Kapazitäts- und Produktionseffekten staatlicher Investitionen. Vgl. Grömling/ 
Hüther/ Jung (2019a), S. 25-31; Grömling/ Hüther/ Jung (2019b), S. 291 f. 
2 Vgl. Christofzik/ Feld/ Yeter (2019), S. 3.; Dullien/ Rietzler (2019), S. 286-288. 
3 Vgl. Dullien/ Rietzler (2019), S. 287f. Als weiterführende Literatur zur Sachgerechtigkeit der Nettoinvestitionen 
werden Gornig (2019) sowie Brand/ Steinbrecher (2019) empfohlen. 
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Die durch das Statistische Bundesamt jährlich veröffentlichten Nettoinvestitionen auf Ge-

meindeebene in Deutschland basieren auf dem Verfahren der Volkswirtschaftlichen Gesam-

trechnungen und betrugen zuletzt bundesweit -1,54 Mrd. Euro (2019).4 Trotz einer erhebli-

chen Steigerung der kommunalen Nettoinvestitionen am aktuellen Rand sind auch weiterhin 

negative Nettoinvestitionen der Kommunen zu verzeichnen. Dies impliziert einen Vermö-

gensverzehr auf der Gemeindeebene, da die Bruttoinvestitionen niedriger ausfallen als die 

durch das Statistische Bundesamt ermittelten Abschreibungen.  

Tabelle 1: Nettoinvestitionen der Gemeindeebene (bundesweit) nach den Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen und nach der kommunalen Doppik Euro 

 2016 2017 2018 2019 

VGR (bundesweit) -6,67 Mrd. € -7,08 Mrd. € -4,39 Mrd. € -1,54 Mrd. € 

je Einwohner -87 € -92 € -57 € -20 € 

Doppik Sachsen5 +762,8 Mio. € -36,8 Mio. € -- +6,4 Mio. € 

je Einwohner +187 € -9 € -- +1,6 € 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2020); Sächsisches Staatsministerium des Innern. 

Die im Rahmen der kommunalen Doppik ermittelten Nettoinvestitionen auf Gemeindeebene 

unterscheiden sich zu diesem Wert zum Teil signifikant. Hierbei ist zunächst zu berücksich-

tigen, dass die kommunale Doppik von Land zu Land unterschiedlich ausgestaltet ist. Eine 

bundesweit einheitliche und vergleichbare Datenbasis existiert derzeit nicht. Im Freistaat 

Sachsen werden die doppisch ermittelten Nettoinvestitionen für einen öffentlichen Nutzer-

kreis in das sächsische Frühwarnsystem für Kommunalhaushalte überführt.6 Im Haushaltsjahr 

2016 beliefen sich die Nettoinvestitionen der Kommunen laut sächsischem Frühwarnsystem 

auf insgesamt +762,8 Mio. Euro,7 und gingen im darauffolgenden Jahr 2017 auf -36,8 Mio. 

Euro zurück. Im Jahr 2019 beliefen sie sich auf insgesamt rund +6,4 Mio. Euro. Hieraus lässt 

sich für die sächsischen Kommunen ein tendenziell positives Bild der Nettoinvestitionen 

zeichnen. In den gleichen Jahren betrugen hingegen die bundesweit in der VGR nachvoll-

ziehbaren Nettovermögensverluste der Kommunen-6,67 Mrd. Euro (2016), -7,08 Mrd. Euro 

(2017), -4,39 Mrd. Euro (2018) und -1,54 Mrd. Euro (2019). Diese Diskrepanzen erscheinen 

erklärungsbedürftig und werden daher im vorliegenden Arbeitspapier näher untersucht. 

In diesem Zusammenhang ist zunächst folgende Ausgangslage zu berücksichtigen. Gegenwär-

tig ist eine zusammenfassende amtliche Statistik über die doppische Ergebnisrechnung der 

                                             

4 Vgl. Statistisches Bundesamt (2020), S. 50. Die Gemeindeebene umfasst dabei alle Gemeinden und Gemeinde-
verbände. 
5 Die Daten für die Nettoinvestitionen im Freistaat Sachsen stammen aus dem Sächsischen Frühwarnsystem. 
6 Frühwarnsystem zur Auswertung der finanziellen Leistungsfähigkeit der kreisangehörigen Kommunen, Kreis-
freien Städte und Landkreise im Freistaat Sachsen. Herausgegeben durch das Sächsische Staatsministerium des 
Innern. Online verfügbar unter https://www.statistik.sachsen.de/fws-p/Seiten/tabellarisch.jsp 
7 Ebenda. 
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Kommunen im Freistaat Sachsen sowie in der Mehrzahl der Länder (noch) nicht verfügbar.8 

Demzufolge kann die Finanzlage der Kommunen bzw. der gesamten kommunalen Ebene, die 

sich auf Erträge und Aufwendungen stützt und damit auch die präzise Höhe der Abschreibun-

gen abbildet, nicht bestimmt werden. Eine Annäherung kann lediglich mithilfe der zur Ver-

fügung stehenden Daten der Finanzstatistik sowie der VGR bestimmt werden.  

Gesamtwirtschaftlich verzehren Kommunen ihr vorhandenes Anlagevermögen. Sofern die 

kommunale Bruttoinvestitionstätigkeit nicht ausreicht, die dauerhafte Abnutzung der vor-

handenen kommunalen Infrastruktur zu kompensieren, entsteht entsprechend der Bedarf, 

mindestens jene ausgebliebenen Investitionen in der Zukunft nachzuholen. Die jährlichen 

und kumulierten negativen Nettoinvestitionen können als messbarer Vermögensverzehr in-

terpretiert werden. Ein höheres Investitionsvolumen in der Zukunft kann diese Lücke aufzu-

holen helfen. Hinzu kommen ggf. zusätzlich erforderliche Erweiterungsinvestitionen infolge 

veränderter Aufgaben, neuer Technologien oder gesellschaftlicher Entwicklungen (z. B. de-

mografischer Wandel, Digitalisierung, Klimawandel, Energiewende). Dieser den Vermögens-

verzehr der Kommunen einschließende und darüber hinausgehende, nachgelagerte Investiti-

ons- und Instandhaltungsbedarf wird in seiner Summe auch als Investitionsrückstand bezeich-

net.9  

Aus Abbildung 1 gehen die Ergebnisse für die Nettoinvestitionen der Gebietskörperschaften 

nach der Systematik der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) seit dem Jahr 1991 

hervor (Differenz aus Bruttoinvestitionen und Abschreibungen). Es ist deutlich erkennbar, 

dass die Kommunen in der Summe seit 2002 negative Nettoinvestitionen aufweisen. Zuletzt 

betrugen diese, trotz erheblicher Steigerungen der Bruttoinvestitionen, rund -1,5 Mrd. Euro 

(2019). Anders als die Haushalte des Bundes und der Länder, die in den vergangenen Jahr-

zehnten fast durchgehend einen Zuwachs ihres Kapitalstocks realisieren konnten, liegen die 

Nettoinvestitionen der Gemeindeebene seit mittlerweile fast 20 Jahren durchgehend im Ne-

gativbereich. Die dadurch entstandene Lücke beläuft sich kumulativ auf 87,1 Mrd. Euro. Da-

mit wurden wertmäßig sämtliche positive Nettoinvestitionen der Jahre 1991-2001 (insgesamt 

+47,3 Mrd. Euro) mehr als kompensiert. Auf kommunaler Ebene lässt sich somit zweifelsfrei 

ein erheblicher Substanzverzehr und Investitionsrückstand feststellen. Selbst in den konjunk-

turell günstigen Jahren seit 2014 konnten die Kommunen in der Summe keinen Ausgleich der 

Investitionslücke herstellen.  

                                             

8 Eine der wenigen Ausnahmen bildet Nordrhein-Westfalen, wo die Daten der kommunalen Ergebnisrechnung 
durch das statistische Amt (IT.NRW) bereits der Öffentlichkeit zugängig gemacht werden. 
9 Vgl. Sydow/ Hesse (2018), S. 2. 
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Abbildung 1: Nettoinvestitionen der Gebietskörperschaften 1991-2019 in Mrd. Euro 

 

Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnungen, Daten: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.4. 

Anhand der Abbildung 2 wird zusätzlich dargestellt, welches Investitionsvolumen notwendig 

gewesen wäre, um die bestehende Lücke zwischen dem Investitionsbedarf und dem tatsäch-

lichen Investitionsverhalten zu schließen. Seit 2003 hätten auf der kommunalen Ebene bun-

desweit jeweils rund 50-100 Euro/Einw. mehr investiert werden müssen, um dem Substanz-

verlust entgegenzuwirken, rund ein Viertel mehr als tatsächlich ausgegeben wurde. Seit 2017 

hat sich das Volumen der kommunalen Bruttoinvestitionen um mehr als 100 Euro/Einw. er-

höht. Dennoch hätte selbst am aktuellen Rand das durchschnittliche Niveau der Bruttoinves-

titionen bei 431 Euro/Einw. liegen müssen statt der tatsächlich realisierten 411 Euro/Einw. 

Abbildung 2: Investitionen zur Schließung der kommunalen Investitionslücke 2000-2019 

 

Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnungen, Daten: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.4., 
Fachserie 14, Reihe 2, verschiedene Jahrgänge. 
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Leider kann die VGR keine regional differenzierten Daten zu den kommunalen Bruttoinves-

titionen und Abschreibungen bereitstellen (Details dazu siehe Abschnitt 2.2). Stattdessen 

kann für regionale Vergleiche die amtliche Finanzstatistik genutzt werden, aus welcher die 

Investitionsausgaben abgeleitet werden können, die jedoch, wie bereits angemerkt, (noch) 

keine flächendeckende Erfassung der Abschreibungen vorsieht. Hinsichtlich des kommunalen 

Investitionsverhaltens in der hier interessierenden Phase seit dem Jahr 2000 kann konstatiert 

werden, dass die Kommunen der ostdeutschen Flächenländer im Gegensatz zu den westdeut-

schen Kommunen einen deutlich negativen Trend zu verzeichnen haben (siehe Abbildung 3). 

Dieser wird am aktuellen Rand erfreulicherweise leicht kompensiert. Im Bundesdurchschnitt 

ziehen die kommunalen Investitionen seit 2013 wieder an, in Ostdeutschland seit 2016. An-

gesichts der in Abbildung 1 gezeigten Daten muss dennoch konstatiert werden, dass die bis-

herigen Steigerungen noch nicht ausreichend waren, um den akuten Substanzverlust aufzu-

halten, geschweige denn, Investitionen für zukünftige Herausforderungen abzusichern.  

Die kommunalen Investitionen im Freistaat Sachsen ordnen sich grundsätzlich in dieses Bild 

ein, wenngleich mit einigen Besonderheiten. Wie die übrigen ostdeutschen Kommunen ver-

zeichneten die sächsischen bis 2015 zurückgehende Investitionsausgaben, ausgehend von ei-

nem überdurchschnittlichen Niveau, das in den 1990er Jahren angesichts der umfangreichen 

Modernisierung der kommunalen Infrastruktur erforderlich war und der zuletzt unter ande-

rem durch die Mittel des Solidarpakts II unterstützt wurde.10 Gleichzeitig ist erkennbar, dass 

sich die sächsischen Werte in fast allen Jahren positiv von denen der übrigen ostdeutschen 

Kommunen abheben. Während das Investitionsverhalten der sächsischen Kommunen in der 

Vergangenheit meist auch im Bundesvergleich überdurchschnittlich war, ist seit 2013 eine 

entgegengesetzte Entwicklung zu beobachten. Seit 2013 investieren die sächsischen (und 

ostdeutschen) Kommunen weniger als im Bundesdurchschnitt, der für sich genommen bereits 

einen Netto-Vermögensverzehr markiert. Am aktuellen Rand nähert sich das Investitionsni-

veau Sachsens wieder dem Bundesdurchschnitt aller Kommunen an. Der Durchschnitt der 

übrigen ostdeutschen Kommunen hat hingegen trotz der Zuwächse am aktuellen Rand einen 

verhältnismäßig großen Abstand zum Bundesdurchschnitt zu verzeichnen. 

                                             

10 Diese Mittel flossen den ostdeutschen Kommunen bis 2019 über die Haushalte ihrer Länder zu. Seit 2020 gibt 
es kein spezifisch auf Ostdeutschland ausgerichtetes Ausgleichsinstrument im bundesstaatlichen Finanzausgleich 
mehr. 
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Abbildung 3: Entwicklung der kommunalen Sachinvestitionen 2000-2019 in Euro/Einwohner 

 

Quelle: Eigene Darstellung, Daten: Statistisches Bundesamt. 

Aus den verfügbaren Daten lässt sich folglich als Ergebnis ableiten, dass die Kommunen bun-

desweit seit fast 20 Jahren einen Substanzverlust in ihrer Infrastruktur erlitten haben. Für 

die Kommunen im Freistaat Sachsen kann in diesem Zusammenhang allerdings zumindest bis 

etwa zum Jahr 2006 nachvollzogen werden, dass die Investitionsausgaben noch höher gewe-

sen sind als die bundesdurchschnittlichen Abschreibungen. Insofern kann ein schleichender 

und später zunehmender Substanzverlust erst ab 2007 festgestellt werden. Beschleunigt hat 

sich der Effekt insbesondere im Zuge der Doppik-Umstellung der Kommunen, sodass im Ab-

schnitt 2.3 auf mögliche Doppik-Effekte untersucht wird. Vor dem Hintergrund des lange 

überdurchschnittlichen Investitionsniveaus der sächsischen Kommunen kann zumindest da-

von ausgegangen werden, dass der Substanzverlust in den sächsischen Kommunen weitaus 

geringer ist als im bundesdeutschen Durchschnitt. Bei einer einfachen Saldierung des „Inves-

titionsvorsprungs“ mit dem durchschnittlichen Nettovermögensverlust ist der Substanzver-

zehr in den sächsischen Kommunen nur rund halb so hoch wie im Durchschnitt aller Kommu-

nen.11 

Unterstützung erfährt die Einschätzung auf Basis von VGR-Daten durch die Selbsteinschät-

zung der Kommunen. Das durch die KFW BANKENGRUPPE jährlich veröffentlichte KfW-Kommu-

                                             

11 Über die Kommunen ergibt sich im Durchschnitt ein kumulierter Nettovermögensverlust von rund 1.150 
Euro/Einw. (2002-2019). In Sachsen beträgt er bei dieser sehr groben Näherung kumuliert nur rund 580 
Euro/Einw. (2002-2019). 
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nalpanel untersucht den Investitionsrückstand der kommunalen Ebene auf Basis von Befra-

gungsergebnissen. Es geht damit über den Ausgleich des (historischen) bilanziellen Wertver-

lustes hinaus und berücksichtigt auch Investitionsbedarfe durch aktuelle und zukünftige Auf-

gaben. Das KfW-Kommunalpanel 2020 verzeichnete einen Investitionsrückstand aller Kom-

munen mit mehr als 2000 Einwohnern von 147 Mrd. Euro im Jahr 2019.12 Im Jahr 2017 lag 

dieser bei 158,8 Mrd. Euro und war damit bisher am höchsten. Die Entwicklung des im Zeit-

verlauf steigenden, durch die Kommunen wahrgenommenen Investitionsrückstands verdeut-

licht Abbildung 4. 

Abbildung 4: Wahrgenommener Investitionsrückstand der Kommunen in Deutschland  
2009-2019 in Mrd. Euro 

Quelle: Eigene Darstellung; Daten: KfW-Kommunalpanel 2009 bis 2020. 

Der kommunale Investitionsbedarf im Freistaat Sachsen wird nach einem dem KfW-Kommu-

nalpanel ähnlichen Verfahren in einem regelmäßigen Abstand von zwei Jahren im Rahmen 

einer Kommunalbefragung durch das Kompetenzzentrum für kommunale Infrastruktur Sach-

sen (KOMKIS) an der Universität Leipzig durchgeführt. Im Rahmen der sächsischen Kommu-

nalbefragung 2018 hat das KOMKIS ein Investitionsbedarf der kommunalen Ebene im Freistaat 

Sachsen in Höhe von 7,73 Mrd. Euro für den Zeitraum 2018-2022 ermittelt.13 Die Ergebnisse 

sowie die Bedeutung solcher Befragungen werden in Abschnitt 3 näher erläutert und disku-

tiert.  

 

                                             

12 Vgl. KfW Bankengruppe (2020), S. 14. 
13 Vgl. Sydow/ Hesse (2018), S. 14. Dieser Betrag entspricht ungefähr einem Anteil von 5,6 % des vom KfW-
Kommunalpanel ermittelten bundesweiten Bedarfs. Dieser Anteil entspricht dem Einwohneranteil des Freistaates 
Sachsen an den Flächenländern (5,3 %) und erscheint daher grundsätzlich plausibel. 
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2 Ermittlung des (Netto-)Investitionsbedarfs 

Zur Analyse der Vorgehensweise bei der Ermittlung der Nettoinvestitionen im Rahmen der 

VGR werden nachfolgend die Ergebnisse einer Literaturstudie vorgestellt. Aufgrund der Kom-

plexität der Methodik sowie einer stark begrenzten Literatur in diesem Bereich wurden wei-

terhin spezifische Anfragen an das Statistische Bundesamt, das Statistische Landesamt des 

Freistaates Sachsen sowie den Arbeitskreis Volkwirtschaftliche Gesamtrechnungen der Län-

der, dessen Federführung bei dem Statistischen Landesamt Baden-Württemberg liegt, ge-

stellt. Einige Anfragen wurden im Rahmen von Telefoninterviews beantwortet. Zusätzlich 

diente ebenfalls die Teilnahme an dem Workshop „Regionales Bruttoinlandsprodukt“ des ifo 

Instituts München Ende 2017 zur Analyse der Methodik der VGR-Ermittlung von Nettoinvesti-

tionen.14 Die Ergebnisse dieser Recherche sind in den folgenden Abschnitten zusammenge-

fasst. 

2.1 Probleme bei der Bottom-up Ermittlung von Infrastrukturbedarfen 

Der einfachste Weg, den Umfang von Infrastrukturbedarfen zu ermitteln, wäre, sie im Ein-

zelnen nach ihrer objektiven Notwendigkeit zu bestimmen und mit wettbewerblichen Prei-

sen zu bewerten. Allerdings stellt sich in diesem Fall das zentrale Problem, dass eine solche 

objektive Bedarfsbestimmung für kommunale Infrastrukturleistungen praktisch unmöglich zu 

bestimmen ist.15 

Für die Ermittlung eines angemessenen Investitions- und Instandhaltungsbedarfs für die kom-

munale Infrastruktur sind zunächst die rechtlichen bzw. gesellschaftlichen Rahmenbedin-

gungen zu berücksichtigen. Im Gegensatz zu Investitionen im Privatsektor, welche haupt-

sächlich individuellen Präferenzen und Anforderungen bzw. produktionstechnischen Erwä-

gungen im Rahmen der betriebswirtschaftlichen Kalkulation genügen müssen, hat sich die 

öffentliche Investitionstätigkeit in die kommunale Infrastruktur nach verschiedenen Maßga-

ben, insbesondere rechtlichen und gesellschaftlichen Vorgaben/Maßstäben zu richten. Dies 

verdeutlicht die folgende Abbildung 5. 

                                             

14 Workshop „Regionales Bruttoinlandsprodukt“ des ifo Instituts München am 18. Oktober 2017 in München. 
15 Vgl. hierzu Hesse/Starke (2018), S. 184-187, 194f. 
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Abbildung 5: Zieldreieck des angemessenen Investitions- und Instandhaltungsbedarfs  

 

Quelle: Hesse/Starke (2018), S. 185. 

Eng mit der Idee der objektiven Notwendigkeit verknüpft ist das Postulat der Daseinsvor-

sorge. Dieses stellt auf eine kontinuierliche Versorgungssicherheit entsprechender Daseins-

vorsorgeleistungen sowie einen gleichberechtigten Zugang aller in der Gesellschaft lebenden 

Individuen zu den bereitgestellten Leistungen ab, welche sowohl zu günstigen Preisen als 

auch zu einer festgelegten Qualität sicherzustellen sind.16 Jene öffentlichen Leistungen stel-

len alle staatlichen Leistungen oder staatlich unterstellter, öffentlicher Einrichtungen dar, 

welche der Sicherung und Steigerung des Gemeinwohls dienen.17 Ökonomisch betrachtet 

wird hiermit das Prinzip der allokativen Effizienz verfolgt. Die kommunale Infrastruktur ist 

dort zu erstellen bzw. aufrecht zu erhalten, wo sie technisch erforderlich ist. Vereinfacht 

gesprochen sind Verkehrswege dort bereitzustellen, wo Verbindungen zwischen Siedlungs-

körpern und Gewerbegebieten notwendig sind, Schulen, wo Familien mit Kindern wohnen 

und Sportanlagen, wo tragfähige Vereinsstrukturen vorhanden sind. 

Eine zweite, zum Teil konkurrierende Vorgabe hinsichtlich der Investitionstätigkeit in die 

öffentliche Infrastruktur stellt der Grundsatz der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 

dar. Dieser stellt auf eine flächendeckende Grundversorgung ab, was die Verfügbarkeit einer 

funktionsfähigen, intakten und flächendeckend verfügbaren Grundinfrastruktur einschließt. 

Zur Schaffung und zum Erhalt dieser Grundinfrastruktur besteht die Notwendigkeit, Infra-

strukturbedarfe mithilfe kontinuierlicher Investitionsmaßnahmen zu decken. Das Gleichwer-

tigkeitspostulat bedingt, dass Infrastrukturen nicht zwingend anhand allokativer Maßstäbe 

                                             

16 Vgl. Bocklet (2001), S. 12f.; Bogumil u. a. (2010), S. 17; Katz (2004), S. 125. 
17 Vgl. Cronauge/Westermann (2003), S. 32, 252; Katz (2004), S. 122f.; Püttner (1985), S. 31. 
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ausgerichtet werden, sondern davon abweichend auch, um „Ankerfunktionen“ zu sichern 

(vor allem im Zusammenhang mit dem demografischen Wandel), gleichmäßige Strukturen zu 

schaffen (wenngleich diese unzureichend ausgelastet werden) und – nicht zuletzt – um Ent-

wicklungsmöglichkeiten zu öffnen (Infrastruktur als Vorleistung für eine im einzelnen unsi-

chere Entwicklung).18 Überspitzt formuliert, werden mitunter allokative Aspekte (Notwen-

digkeit) verletzt, um eine gleichmäßige und gleichwertige Versorgung zu sichern. 

Den dritten Maßstab stellt die staatsinterne Effizienz dar. Eine elementare Annahme von 

Effizienzbetrachtungen stellt das ökonomische Prinzip dar, wobei das Maximal- sowie das 

Minimalprinzip unterschieden werden können.19 Ersteres stellt den Grundsatz dar, mithilfe 

eines gegebenen Inputs den größtmöglichen Output (Outcome) zu erzielen. Im Gegensatz 

dazu wird durch das Minimalprinzip der Grundsatz verdeutlicht, einen vorgegebenen Output 

(Outcome) mit einem möglichst kleinen Input zu erreichen. Im Rahmen der öffentlichen In-

vestitionstätigkeit kann nicht das Maximalprinzip gelten, da gemäß des öffentlichen Haus-

haltsrechts zunächst im Rahmen der Aufstellung des Haushaltsplans für zukünftige Perioden 

eine Investitionsplanung durchzuführen ist. Es geht nicht darum, mit den verfügbaren Mitteln 

so viel wie irgend möglich zu investieren. Stattdessen wird im öffentlichen Sektor zuerst der 

gewünschte Output (die geplante Investitionsmaßnahme, wie z. B. der Bau von Schulen, 

Kindertagesstätten, Straßen- und Brückenbauvorhaben etc.) definiert. Anschließend wird 

das dafür notwendige Budget bestimmt und unter dem Vorbehalt verfügbarer Mittel freige-

geben. Gemäß dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit wird im Rahmen des öffentlichen In-

vestitionsverhaltens ein möglichst geringer Mitteleinsatz angestrebt.20  

Vor dem Hintergrund des Trade-Offs zwischen vielfältigen, umfangreichen und kosteninten-

siven Investitionsmaßnahmen zum Ziel der Steigerung des Gemeinwohls, konkurrierenden 

allokativen und verteilungspolitischen Zielen und einem begrenzten Budget der öffentlichen 

Hand ist ein objektiver Investitionsbedarf schwer bzw. nicht ermittelbar und kann auf ana-

lytischem Wege nicht eindeutig bestimmt werden. Letztlich stellen die Investitionsentschei-

dungen in der Regel Abwägungsentscheidungen dar, welche zum Teil nicht zuletzt durch 

politische Interessen beeinflusst werden. Aufgrund der Schwierigkeit, den Investitionsbedarf 

möglichst objektiv zu ermitteln, können hilfsweise verschiedene Instrumente herangezogen 

werden, welche zur näherungsweisen Bestimmung des Investitionsbedarfs dienen. Diese stel-

len die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, die öffentliche Rechnungslegung (Doppik) 

                                             

18 Ankerfunktionen und gleichmäßige Entwicklung sind dabei nicht nur wesentlich für die Investitionsentschei-
dungen zwischen Kommunen sondern auch z.B. für die Infrastruktur in Gemeindeteilen innerhalb des Gemeinde-
gebiets. Investitionen für Entwicklungsmöglichkeiten stellen bspw. Erschließungsleistungen für Gewerbe- und 
Wohngebiete, wobei zukünftige Ansiedlungserfolge noch unsicher sind. 
19 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung (2019). 
20 Dies drückt sich vor allem im Haushalts- und Vergaberecht aus. Vgl. hierzu Tyufekchieva (2020). 
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sowie Befragungsergebnisse der öffentlichen Haushalte dar. Die Berücksichtigung der Ergeb-

nisse aller Instrumente führt zu einem annähernd genauen Bild über den bestehenden Inves-

titionsbedarf.  

 

2.2 Das Instrument der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) 

Die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen werden zentral umgesetzt und abweichend von 

den meisten Fällen der amtlichen Statistik nicht nach dem Bottom-Up Verfahren (Einzelmel-

dungen werden zum Gesamtergebnis aggregiert) sondern nach dem Top-down Verfahren (Ge-

samtergebnis wird auf Teilelemente zerlegt) erhoben. Entsprechend werden die Bundes-

werte durch das STATISTISCHE BUNDESAMT ermittelt und anschließend durch den ARBEITSKREIS 

VOLKSWIRTSCHAFTLICHE GESAMTRECHNUNGEN DER LÄNDER auf die Länder regionalisiert. Zum Teil 

werden nach demselben Prinzip ebenfalls die Länderwerte auf die Ebene der Landkreise und 

kreisfreien Städte regionalisiert.21 Die Brutto- bzw. Nettoinvestitionen werden durch den 

Arbeitskreis VGR der Länder allerdings nicht für die Kommunalebene nach Ländern differen-

ziert, da diese grundsätzlich sehr schwer ermittelbar sind und das Verfahren zur Ermittlung 

bereits auf Länderebene äußerst aufwendig ist. Zusätzlich wird eine Ermittlung der entspre-

chenden Werte durch hohe regionale Schwankungen erschwert. Während Schwankungen bei-

spielsweise bei der Ermittlung des Bruttoinlandsprodukts nachvollziehbar sind und die Mög-

lichkeit besteht, diese zum Teil anzupassen, können Schwankungen bei Investitionen gene-

rell schwieriger nachvollzogen bzw. angepasst werden. Somit findet eine Regionalisierung 

der Nettoinvestitionen auf die Länder- oder Kreisebene im Rahmen der Volkswirtschaftlichen 

Gesamtrechnungen nicht statt.22  

Auf der Grundlage mehrerer spezifischer Anfragen an das Statistische Bundesamt sowie das 

Statistische Landesamt des Freistaates Sachsen können neben der schwachen Entwicklung 

der Bruttoinvestitionen verschiedene Erklärungsansätze für die negativen Nettoinvestitionen 

auf der Gemeindeebene insbesondere in den neuen Ländern herausgearbeitet werden. In 

den 1970er und 1980er Jahren flossen einerseits erhebliche Investitionen in Schwimmbäder 

und Schulen, welche aufgrund der langfristigen Nutzungsdauern bis heute hohe Abschreibun-

gen verursachen. Die gegenwärtig häufig maroden und mitunter leerstehenden Schulgebäude 

                                             

21 Eine Zerlegung auf die Gemeindeebene ist in der VGR hingegen nicht vorgesehen. Abschließend werden die 
Länderwerte auf die Bundeswerte koordiniert, sodass die Summen der Länderwerte dem Bundeswert entsprechen 
(gleiches Prinzip bei den Kreis- und Länderwerten). 
22 Diese Erkenntnis resultiert aus mündlichen Auskünften aus diversen Telefonanten mit dem Statistischen Bun-
desamt sowie dem Arbeitskreis Volkwirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder, dessen Federführung bei dem 
Statistischen Landesamt Baden-Württemberg liegt. In den Gesprächen wurde die Methodik zur Erfassung der 
Brutto- und Nettoinvestitionen ausführlich analysiert und erörtert. Die Ergebnisse dieser Telefonate sind voll-
ständig in diese Publikation eingeflossen. 
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werden allerdings zum Teil nicht ersetzt. Noch stärker wirkt dieser Effekt im Bereich der 

Entsorgung. Nach der Wiedervereinigung wurden in den ostdeutschen Kommunen beträcht-

liche Summen in Kläranlagen investiert, die aus heutiger Sicht überdimensioniert sind. Diese 

müssen heutzutage wertmäßig nicht mehr ersetzt werden. Durch diese Investitionen reichen 

die zum Teil sehr hohen Abschreibungen ebenfalls bis in die Gegenwart. Dadurch übersteigt 

der Werteverzehr die Bruttoanlageinvestitionen zum Teil erheblich. Entsprechend kann ein 

Teil der derzeitigen negativen Nettoinvestitionen der Kommunen erklärt werden, wobei sich 

der Umfang im Einzelnen nicht nachvollziehen lässt.23 Ein erheblicher Teil muss gleichwohl 

auf die schwache Entwicklung der Brutto-Investitionstätigkeit zurückgeführt werden. 

Als eine mögliche Quelle für abweichende Bewertungen der kommunalen Investitionslage ist 

zu berücksichtigen, dass das Abschreibungskonzept der VGR nach einer besonderen, vom 

einzelwirtschaftlichen Rechnungswesen abweichenden Methodik durchgeführt wird.  

Die Abschreibungen stellen gemäß der VGR-Systematik einen kalkulatorischen Betrag dar, 

welcher im Wesentlichen von folgenden fünf Stellschrauben abhängig ist: 

1) der Abgrenzung des Abschreibungsgegenstands, 

2) der Art und Weise der Ermittlung des Bestands an Anlagevermögen, 

3) der Länge der geschätzten Nutzungsdauer der abschreibbaren Güterarten, 

4) der Wahl der Abschreibungsmethode sowie 

5) der Bewertungsmethode.24 

Die Abschreibungen werden anhand der im Europäischen System Volkswirtschaftlicher Ge-

samtrechnungen (ESVG) empfohlenen sogenannten „Perpetual-Inventory-Method“ bzw. Ku-

mulationsmethode ermittelt. Grundsätzlich liegt dabei die Annahme zugrunde, dass die 

Summe der Zugänge an Anlagegütern in der Vergangenheit den derzeitigen Vermögensbe-

stand bildet.25 Die Kumulationsmethode „setzt weit in die Vergangenheit zurückreichende 

Investitionsreihen und eine durchschnittliche Nutzungsdauer der einzelnen Anlagegüter vo-

raus“.26 Die Ermittlung der Abschreibungen erfolgt in zwei Schritten:  

1. Im ersten Schritt werden die Abschreibungen für Anlagegüter, die sich seit einschließ-

lich 1991 im Bestand befinden bestimmt.  

2.  Im zweiten Schritt werden die Abschreibungen auf vor dem Jahr 1991 getätigte In-

vestitionen ermittelt.  

                                             

23 Diese Informationen basieren auf Auskünften per Telefon und E-Mail mit dem Statistischen Bundesamt und per 
Telefon mit dem Statistischen Landesamt des Freistaates Sachsen. 
24 Siehe Statistisches Bundesamt (2016), S. 307. 
25 Vgl. Statistisches Bundesamt (2016), S. 308. 
26 Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2017), S. 1. 
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Zu 1.: Erstere werden auf der Grundlage von verketteten Volumenangaben der Anlageinves-

titionen ermittelt, indem die jährlichen Zugänge aller Investitionsjahre ab 1991 mit einem 

speziellen, auf einer güterspezifischen Verteilungsfunktion der Nutzungsdauer beruhenden 

und vom Statistischen Bundesamt berechneten Abschreibungssatz multipliziert werden.27 

Dieser güterspezifischen Verteilungsfunktion liegt die Annahme zugrunde, dass die jeweili-

gen Güter nicht zugleich gemeinsam aus dem Bestand fallen, sondern die Abgänge normal-

verteilt um die durchschnittliche Nutzungsdauer streuen.28 Dementsprechend erfolgen die 

Abschreibungen nicht an den Einzelobjekten orientiert, sondern ergeben sich jeweils als 

Summe aller in einem Berichtsjahr verbuchten Abschreibungen für Investitionsgüter, die seit 

einschließlich 1991 angeschafft wurden.29 Das bedeutet, dass die jeweiligen Abschreibungen 

eines Berichtsjahres für alle ab einschließlich 1991 angeschafften Investitionsgüter unabhän-

gig ihrer individuellen Nutzungsdauer als Gesamtposten für einen Güterpool, differenziert 

nach Berichtsjahren, errechnet werden. 

Zu 2: Bei der Ermittlung der Abschreibungen für im Bestand befindliche Anlagen, welche vor 

1991 erstellt wurden, werden die nach neuen und alten Bundesländern differenziert berech-

neten Bundeswerte auf die Länder heruntergebrochen.30 Das Statistische Bundesamt orien-

tiert sich bei dieser Ost-West-Differenzierung an länderspezifischen Informationen aus ehe-

maligen Berechnungen der Abschreibungen, Ergebnissen zur Bruttowertschöpfung, For-

schungs- und Entwicklungsinvestitionen und Angaben der Bundeswehr.31 Ausgehend von dem 

aggregierten Bundeswert eines Berichtsjahres werden ausschließlich jene Abschreibungen 

für den Teil der vor 1991 getätigten Investitionsgüter betrachtet. Auf dieser Grundlage er-

folgt eine nach Ost und West differenzierte Regionalisierung auf die einzelnen Länder.32 

Dieses Abschreibungskonzept der VGR geht mit verschiedenen Besonderheiten in der Erhe-

bung einher, welche sich von betriebswirtschaftlich kalkulierten Abschreibungen aber auch 

von der kommunalen Doppik unterscheiden. Einerseits entstehen im Rahmen der Ermittlung 

der Bundeswerte für Abschreibungen auf Investitionen vor 1991 sowie bei der Regionalisie-

rung dieser Werte auf die Länder Schätzfehler, welche sich allerdings mit dem Zeitverlauf 

zunehmend reduzieren, da jene Anlagegüter zunehmend aus dem Bestand ausscheiden und 

folglich weniger ins Gewicht fallen. Andererseits dienen zur Bestimmung der Abschreibungen 

innerhalb der VGR in den verschiedenen Ländern bundeseinheitliche Abschreibungssätze, 

                                             

27 Vgl. ebenda. 
28 Vgl. Schmalwasser, O. / Schidlowski, M. (2006), S. 1113f. 
29 Vgl. Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2017), S. 2. 
30 Vgl. ebenda. 
31 Vgl. Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2017), S. 2. 
32 Vgl. Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2017), S. 2. 
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welche auf gleichen Nutzungsdauern der Anlagegüter und Abschreibungsverteilungen basie-

ren.33 Zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass die Vermögensgegenstände im Rahmen der VGR 

auf der Grundlage von Wiederbeschaffungspreisen bewertet werden. Im Unterschied zu den 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten (AHK) wird bei der Bewertung zu Wieder-

beschaffungspreisen der im Zeitverlauf entstandene Werteverzehr von Vermögensgegenstän-

den sowie Preisentwicklungen (bspw. im Bausektor) berücksichtigt. Die Abschreibungen nach 

Wiederbeschaffungspreisen innerhalb der VGR sind folglich etwas realistischer als die im 

Rahmen der Doppik ermittelten Abschreibungen, da die Bewertung nach den historischen 

AHK üblicherweise niedriger ausfallen. 

Abbildung 6: Investitionsverhalten der Kommunen 2019 

   

Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnungen, Daten: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.4., 
Fachserie 14, Reihe 2, verschiedene Jahrgänge; Kassenstatistik der Gemeinden und Gemeindeverbände. 

Da die Daten für die nach Ländern regionalisierten kommunalen Investitionen und Abschrei-

bungen der VGR nicht öffentlich zur Verfügung gestellt werden und lediglich als interne Teil-

ergebnisse für die weiteren Berechnung genutzt werden, besteht eine Näherungslösung da-

rin, das aus der VGR abgeleitete zum Substanzerhalt notwendige Investitionsvolumen je Ein-

wohner mit den Ist-Investitionen gemäß der Finanzstatistik zu vergleichen. Damit wird ein 

bundesweit gleichmäßiger kommunaler Investitionsbedarf unterstellt,34 der sich, wie oben 

genannt, auf rund 431 Euro/Einw. belaufen dürfte. Dieser lag im Jahr 2019 allerdings in elf 

der dreizehn Flächenländer zum Teil deutlich über dem tatsächlichen Investitionsniveau. 

                                             

33 Vgl. Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2017), S. 2. 
34 Zum Ziel der Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse und als Teil dessen insbesondere zur Schaffung einer 
flächendeckenden, gleichwertigen Infrastruktur erscheint diese Unterstellung nicht abwegig. 
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Abbildung 6 verdeutlicht das jeweilige kommunale Investitionsverhalten in den Flächenlän-

dern. Auch das jüngst stark gestiegene durchschnittliche Investitionsverhalten in Höhe von 

412 Euro je Einwohner lag noch um knapp 5 % unter dem durchschnittlichen Investitionsbe-

darf. Lediglich die Kommunen in Bayern und Baden-Württemberg lagen mit ihrem Investiti-

onsverhalten im Jahr 2019 spürbar oberhalb des durchschnittlich substanzerhaltenden Inves-

titionsbedarfs.  

Die sächsischen Kommunen liegen hierbei nahe am Bundesdurchschnitt und schnitten damit 

wesentlich besser ab als die Kommunen in vielen anderen Flächenländern. Aus dieser Per-

spektive kann demnach festgestellt werden, dass die Investitionen der sächsischen Kommu-

nen zwar nicht substanzerhaltend waren, der Substanzverlust aber wesentlich geringer aus-

fiel als in den meisten anderen Flächenländern. Dieses Ergebnis deckt sich in der Tendenz 

mit den oben genannten Resultaten aus der kommunalen Doppik (siehe Tabelle 1 auf Seite 

7). 

 

2.3 Das Instrument der kommunalen Doppik zur Bestimmung von Netto-

investitionen 

Im System der kommunalen Doppik können die Nettoinvestitionen als Differenz der Auszah-

lungen für Investitionen und der Aufwendungen für Abschreibungen gebildet werden. Die 

Auszahlungen für Investitionen stellen eine Position innerhalb des Finanzhaushaltes und die 

planmäßigen Abschreibungen eine Position des Ergebnishaushaltes dar.35 Die größte Schwie-

rigkeit bei der Ermittlung von kommunalen Nettoinvestitionen im Rahmen der kommunalen 

Doppik besteht in der mangelnden Verfügbarkeit der Daten für externe Nutzer. Während 

diese einzelgemeindlich zum Teil gut nutzbar sind (Haushaltspläne), ist eine vollständige 

Datenverfügbarkeit für einzelne Länder aggregiert bzw. auf Bundesebene (bisher noch) nicht 

gegeben. In einigen Ländern gibt es zwar Datenbanken, welche bereits kursorisch doppische 

Daten für die entsprechenden Kommunen bereitstellen. An dieser Stelle ist beispielsweise 

das „Frühwarnsystem Kommunale Haushalte (Doppik)“36 des Sächsischen Ministeriums des 

Innern zu nennen. Dennoch ist dieses aus verschiedenen Gründen nur bedingt für eine Ana-

lyse und einen Vergleich der aggregierten Daten zu den entsprechenden Daten aus der VGR 

geeignet.37 

                                             

35 Vgl. § 1 SächsKomHVO-Doppik. 
36 Vgl. Sächsisches Staatsministerium des Innern (2017). 
37 Die Daten zu den Kommunen im Sächsischen Frühwarnsystem Kommunale Haushalte (Doppik) sind stichtagsbe-
zogen und werden stetig aktualisiert. Aufgrund der unterschiedlichen Stichtage ist die Vergleichbarkeit der Daten 
aller Kommunen geschwächt. Ein gemeinsamer Stichtag für alle Kommunen, wie bspw. der 30.06 oder 31.12 eines 
Kalenderjahres (wie es bspw. in der amtlichen Statistik üblich ist) besteht im Sächsischen Frühwarnsystem nicht. 
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Grundsätzlich wird die kommunale Doppik in den Ländern nicht einheitlich durchgeführt. Die 

Umsetzung ist stark abhängig von der jeweiligen Gesetzgebung und den untergesetzlichen 

Regelungen eines Landes. Eine unmittelbare Vergleichbarkeit der kommunalen Daten zwi-

schen den Ländern ist daher nahezu ausgeschlossen. Im Folgenden werden Regelungen zur 

kommunalen Doppik im Freistaat Sachsen kurz skizziert. In Abschnitt 2.4. erfolgt zusätzlich 

eine Zusammenfassung ausgewählter Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen den Län-

dern. 

Die Aufstellung des Haushaltsplans durch die Kommunen wird im Freistaat Sachsen in der 

Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über die kommunale Haushalts-

wirtschaft nach den Regeln der Doppik (Sächsische Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik – 

SächsKomHVO-Doppik) vom 10. Dezember 2013 umfassend geregelt. Die Auszahlungen für 

Investitionstätigkeit stellen eine Position innerhalb des Finanzhaushalts dar, welche sich aus 

der Summe der Auszahlungen für den Erwerb von immateriellen Vermögensgegenständen, 

der Auszahlungen für den Erwerb von Grundstücken, Gebäuden und sonstigen unbeweglichen 

Vermögensgegenständen, der Auszahlungen für Baumaßnahmen, der Auszahlungen für den 

Erwerb von übrigem Sachanlagevermögen, der Auszahlungen für den Erwerb von Finanzan-

lagevermögen und von Wertpapieren des Umlaufvermögens, der Auszahlungen für Investiti-

onsförderungsmaßnahmen und der Auszahlungen für sonstige Investitionstätigkeit zusam-

mensetzen.38 Die planmäßigen Abschreibungen stellen hingegen eine Position des Ergebnis-

haushalts dar und sind in § 44 SächsKomHVO-Doppik näher geregelt.39  

Gemäß § 44 Abs. 1 S. 2 sind Investitionsgüter linear zu gleichen, jährlichen Abschreibungs-

beträgen über die Nutzungsdauer abzuschreiben. In Ausnahmefällen, welche an dieser Stelle 

nicht explizit definiert sind, besteht auch die Möglichkeit einer Leistungsabschreibung (ge-

mäß der Leistungsabgabe des Vermögensgegenstands) unter der Voraussetzung, dass dies 

dem Nutzungsverlauf des Investitionsgutes stärker entspricht.40 Hinsichtlich der Festlegung 

der Nutzungsdauer sind entsprechende Vorgaben differenziert nach Art der Investitionsgüter 

zu beachten, welche der Abschreibungstabelle in der Anlage der SächsKomHVO-Doppik zu 

entnehmen sind (vgl. hierzu auch beispielhaft Tabelle 2). In diesem Zusammenhang obliegt 

den Kommunen allerdings ein, den vorgegebenen Intervallen entsprechender Ermessenspiel-

raum. Darüber hinaus sind auch bei der Festlegung der Nutzungsdauer Abweichungen von 

den Vorgaben in Ausnahmefällen möglich, die gesondert zu begründen sind.41 Im Fall einer 

voraussichtlich dauernden Wertminderung der Investitionsgegenstände sind grundsätzlich 

                                             

38 Vgl. § 3 SächsKomHVO-Doppik. 
39 Vgl. § 2 SächsKomHVO-Doppik. 
40 § 44 Abs. 1 S. 2 und 3 SächsKomHVO-Doppik. 
41 § 44 Abs. 3 S. 3 SächsKomHVO-Doppik. 
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außerplanmäßige Abschreibungen zu verbuchen.42 Die Bewertungsgrundlage der Vermögens-

gegenstände stellen im Allgemeinen die Anschaffungs- und Herstellungskosten (AHK) dar.43 

Sofern die Ermittlung der ursprünglichen AHK nicht mehr möglich ist, sind hilfsweise gegen-

wärtige AHK heranzuziehen, welche auf den Zeitpunkt der ursprünglichen Anschaffung/Her-

stellung zurückzurechnen sowie um die in dem bereits vergangenen Zeitraum angefallenen 

Abschreibungen zu vermindern sind.44 

Gemäß dem Sächsischen Frühwarnsystem betrugen die Nettoinvestitionen der kommunalen 

Ebene im Freistaat Sachsen im Jahr 2017 -36,8 Mio. Euro. Im Jahr 2019 beliefen diese sich 

hingegen auf +6,4 Mio. Euro. Die nach Einwohnergrößenklassen (EWK) differenzierte Betrach-

tung der Nettoinvestitionen auf der Gemeindeebene verdeutlicht ein sehr heterogenes Bild. 

Abbildung 7 verdeutlicht die durchschnittlichen Nettoinvestitionen nach Einwohnerklassen 

im Jahr 2019 in Sachsen. 

Abbildung 7: Durchschnittliche Nettoinvestitionen je Einwohner nach Einwohnergrößen-
klassen im Freistaat Sachsen 2019 in Euro. 

 

Quelle: Eigene Darstellung, Daten: Sächsisches Frühwarnsystem des Freistaates Sachsen. 

Die Einwohnerklasse 2 (Kommunen mit 5.000 bis unter 10.000 Einwohnern) und die Einwoh-

nerklasse 4 (Kommunen mit mehr als 20.000 Einwohnern) weisen mit -5,28 Euro je Einwohner 

(EWK 2) und -1,84 (EWK 4) im Durchschnitt jeweils negative Nettoinvestitionen auf. Die Da-

ten zeigen jedoch, dass alle Einwohnerklassen durchschnittliche Nettoinvestitionen aufwei-

sen, die näherungsweise um den Nullpunkt schwanken, sodass Wechsel von durchschnittlich 

positiven auf negative Nettoinvestitionen innerhalb eines Haushaltsjahres möglich erschei-

nen. Wenngleich die Einwohnerklasse 1 und 3 sowie die kreisfreien Städte und Landkreise im 

                                             

42 § 44 Abs. 6 S. 1 SächsKomHVO-Doppik. 
43 § 44 Abs. 1 S. 1 SächsKomHVO-Doppik. 
44 § 61 Abs. 3 S. 1 SächsKomHVO-Doppik. 
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Durchschnitt positive Nettoinvestitionen zu verzeichnen haben, gibt es innerhalb der darge-

stellten Gruppen einen Anteil von Kommunen mit negativen Nettoinvestitionen. Die Anteile 

der Kommunen mit negativen Nettoinvestitionen sind in der folgenden Abbildung 8 darge-

stellt. Den höchsten Anteil an Kommunen mit negativen Nettoinvestitionen hat die Einwoh-

nerklasse 4 (> 20.000 Einwohner) (44 %), in Einwohnerklasse 3 ist er mit nur 20 % am gerings-

ten. Insgesamt wies 2019 rund ein Drittel der kreisangehörigen Gemeinden negative Netto-

investitionen auf. Bei den Landkreisen waren es zwei von zehn, bei den kreisfreien Städte 

eine von dreien.  

Abbildung 8: Anteile der Kommunen mit negativen Nettoinvestitionen an allen Kommunen 
nach Einwohnergrößenklassen in Sachsen 2019. 

  

Quelle: Eigene Darstellung, Daten: Sächsisches Frühwarnsystem des Freistaates Sachsen. 

Die Unterschiede zwischen den Doppik-basierten und den aus der VGR und Finanzstatistik 

abgeleiteten Ergebnissen lässt die Vermutung zu, die Umstellung auf die Doppik selbst 

könnte einen Einfluss auf die Erfassung der Nettoinvestitionen haben. Tatsächlich werden im 

doppischen Haushalts- und Rechnungswesen Investitionen und (laufende) Erhaltungsaufwen-

dungen konsequenter getrennt als zuvor im kameralen System. Identische Sachverhalte, die 

in der Vergangenheit zu den Investitionen zählten, werden heute zum Teil dem Erhaltungs-

aufwand für bestehende Infrastruktur zugerechnet.45 Abbildung 9 vergleicht die kombinierte 

Entwicklung der Sachinvestitionen und Erhaltungsaufwendungen. Für die sächsischen Kom-

munen ist erkennbar, dass bis 2011 ein Gleichlauf der Größen typisch war. Die Erhaltungs-

aufwendungen beliefen sich auf durchschnittlich rund 60 Euro je Einwohner. Bis 2015 stiegen 

sie in der Phase der Doppik-Umstellung in Sachsen (hauptsächlich ab 2013) stark auf fast 140 

Euro je Einwohner an und liegen am aktuellen Rand bei rund 160 Euro je Einwohner. An der 

gemeinsamen Summe haben die Erhaltungsaufwendungen aktuell einen Anteil von rund 30 %, 

                                             

45 Vgl. Sächsisches Staatsministerium des Innern (2014). Zum Effekt der Doppikumstellung auf die Erfassung von 
Investitionen vgl. Hesse/Starke (2015). 

34% 38%
20%

44%
33%

20%

0%
20%
40%
60%
80%

100%

EWK 1
(< 5.000 EW)

EWK 2
(5.000 bis unter

10.000 EW)

EWK 3
(10.000 bis

unter
20.000 EW)

EWK 4
(> 20.000 EW)

Kreisfreie
Städte

Landkreise



 

24 

vor der Doppikumstellung waren Werte von rund 15 % typisch. Bundesweit lässt sich ein ähn-

licher Effekt nicht in vergleichbarer Deutlichkeit nachvollziehen, da die Doppik-Umstellung 

in den Ländern nicht synchron erfolgte und bis heute unvollständig geblieben ist. Dennoch 

nimmt auch hier das Gewicht der Erhaltungsaufwendungen an der gemeinsamen Summe ste-

tig zu (von rund 20 % Anfang der 2000er Jahre auf knapp 25 % im am aktuellen Rand).     

Abbildung 9: Sachinvestitionen zuzüglich Erhaltungsaufwand 2000-2019 

 

Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnungen, Daten: Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen. 

Aus den Daten kann abgeleitet werden, dass die Doppikumstellung offenbar einen Einfluss 

auf die Messung und Wahrnehmung der Investitions- und Erhaltungsbedarfe hat. Die Investi-

tionsschwäche der sächsischen Kommunen 2012‒2016 ist zumindest teilweise auf erfassungs-

bedingte Effekte im Zuge der Doppikumstellung zurückzuführen.  
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2.4 Bewertung der Diskrepanz zwischen den Nettoinvestitionen im Rah-

men der VGR und der kommunalen Doppik 

Zur Analyse der Diskrepanz zwischen den Nettoinvestitionen, die einerseits im Rahmen der 

VGR und andererseits nach den Regeln der kommunalen Doppik berechnet werden, erscheint 

die Auseinandersetzung mit der doppischen Methodik der Datenermittlung von wesentlicher 

Bedeutung. Nach bisherigem Erkenntnisstand sind die entsprechenden Differenzen insbeson-

dere auf signifikante Unterschiede bei der Ermittlung der Abschreibungen zurückzuführen. 

An dieser Stelle sind als die zwei wesentlichen Stellschrauben zu nennen:  

1) Die Festlegung der Nutzungsdauer sowie 

2) die Bewertungsmethode. 

Die folgenden vergleichenden Analysen konzentrieren sich auf diese beiden Komponenten. 

Ein umfangreicherer Vergleich aller denkbaren Aspekte, welche sich auf die Höhe und den 

Verlauf der Abschreibungen auswirken können (z. B. Wahlrechte bei der Aktivierung, Rege-

lungen zu außerplanmäßigen Abschreibungen) würde dagegen den Rahmen dieser Analyse 

sprengen.46  

 

2.4.1 Kalkulation der Abschreibungen im Vergleich zwischen VGR und kommu-

naler Doppik in Sachsen 

Die durchschnittliche wirtschaftliche Nutzungsdauer wird bei der Berechnung der Abschrei-

bungen im Rahmen der VGR geschätzt, wobei die Annahmen eines „normalen“ Verschleißes 

sowie die typische wirtschaftliche Alterung der Anlagegüter unter Berücksichtigung des tech-

nischen Fortschritts zugrunde gelegt werden.47 Die Grundlage zur Ermittlung der Nutzungs-

dauer im Rahmen der VGR wurde bereits bei den Abschreibungen der Anlagegüter nach 1991 

in Kapitel 2 näher erläutert.48 Innerhalb des doppischen kommunalen Rechnungswesens ist 

die für die Ermittlung der Abschreibungen notwendige, wirtschaftliche Nutzungsdauer auf 

der Basis einer Abschreibungstabelle49 zu bestimmen.50 Diese Abschreibungstabellen existie-

ren bis auf Bayern in allen Ländern, unterscheiden sich allerdings stark (siehe 2.4.2). Die 

                                             

46 Einen umfassenden Vergleich der untergesetzlichen Regelungen zur kommunalen Doppik in den neuen Ländern 
ist derzeit in Bearbeitung und wird demnächst ebenfalls auf der Homepage des KOMKIS kostenfrei veröffentlicht. 
In dieser Publikation werden insbesondere die Kriterien … untersucht. 
47 Vgl. Statistisches Bundesamt (2016), S. 307f. 
48 Für weitere Informationen zur Bestimmung von Nutzungsdauern in den VGR siehe  
Schmalwasser, O. / Schidlowski, M. (2006): Kapitalstockrechnung in Deutschland, in: Wirtschaft und Statistik 
11/2006, Statistisches Bundesamt, S. 1107 – 1123, Wiesbaden. 
49 Diese Abschreibungstabelle ist in der Anlage zur SächsKomHVO-Doppik dokumentiert. 
50 § 44 SächsKomHVO-Doppik. 
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Intervallangaben verdeutlichen Ermessensspielräume für die Kommunen, welche die Nut-

zungsdauern in Abhängigkeit des entsprechenden Investitionsgegenstands im Rahmen von 

Einzelfallentscheidungen festlegen können. 

Tabelle 2: Vorgaben zu Nutzungsdauern von Investitionsgütern zur Bestimmung der Ab-
schreibungen nach kommunaler Doppik in Sachsen gemäß SächsKomHVO.  

Investitionsgüter Nutzungsdauer gemäß den Regelungen der 
kommunalen Doppik (Sachsen) 

Schulgebäude 50-80 Jahre 

Kindertageseinrichtungen 50-70 Jahre 

Verwaltungsgebäude 50-80 Jahre 

Straßen 20-40 Jahre 

LKW, Baufahrzeuge, Kräne  

(PKW, Zweiradfahrzeuge) 

8-10 Jahre 

(6-8 Jahre) 

Computer (IT-Technik) 3-5 Jahre 

Quelle: Eigene Darstellung, Daten: SächsKomHVO Anlage Abschreibungstabelle. 

Hinsichtlich der Bewertungsmethode für die Vermögenswerte, welche neben der Nutzungs-

dauer die wesentliche Grundlage für die Höhe der Abschreibungen darstellt, ist grundsätzlich 

zwischen der Bewertung der Abschreibungen auf der Grundlage aktueller und historischer 

Anschaffungspreise zu unterscheiden. Die nach der VGR-Systematik ermittelten Abschrei-

bungen werden zu Wiederbeschaffungspreisen bewertet. Diese aktuellen Preise müssten bei 

heutigem Verschleiß bzw. bei der Aufholung des jeweiligen Wertverzehrs gezahlt werden. 

Entsprechend ist diese Bewertung der Abschreibung innerhalb der VGR tendenziell höher als 

eine Bewertung auf der Grundlage historischer Preise, da die zwischenzeitlichen Preisent-

wicklungen berücksichtigt werden. Preissteigerungen sind insbesondere im Bausektor zwar 

in der VGR-Systematik, nicht aber in den haushaltsmäßigen doppischen Abschreibungen ent-

halten. Eine Diskrepanz ergibt sich vor dem Hintergrund ihrer langen Nutzungszyklen vor 

allem für öffentliche Hochbau- und Verkehrseinrichtungen.  

Auf historischen Preisen beruhende Abschreibungen sind dem gegenüber niedriger und haben 

entsprechend tendenziell positive Nettoinvestitionen zur Folge, da aktuelle Preisentwick-

lungen sowie der Werteverzehr von Vermögensgegenständen im Zeitverlauf bei der Bewer-

tung nicht beachtet werden. Selbst, wenn nur die vorhandene Infrastruktur erhalten wird, 

sind die Investitionen angesichts der Preissteigerungen jeweils höher als die Abschreibungen 

auf Basis historischer Preise. Werden Abschreibungen auf der Basis von Wiederbeschaffungs-

preisen bewertet, kommt es nur dann zu positiven Nettoinvestitionen, wenn sich der öffent-

liche Kapitalstock real vergrößert. 
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In der kommunalen Doppik besteht trotz verhältnismäßig umfangreicher Regelungen zur Er-

hebung der kommunalen Daten durch die SächsKomHVO-Doppik Unsicherheit über die Be-

wertungsmethode der Abschreibungen. Wenngleich in der Verordnung bspw. festgelegt ist, 

dass die Abschreibungen linear vorzunehmen sind, ist nicht einheitlich und präzise geregelt, 

ob die Abschreibungen nach aktuellen oder historischen Preisen bewertet werden sollen. 

Wie oben beschrieben, werden bei angeschafften Vermögensgegenständen grundsätzlich die 

Anschaffungs- und Herstellungskosten zugrunde gelegt. Sofern deren Ermittlung allerdings 

nicht mehr möglich ist, sind aktuelle AHK zurückzurechnen und um Abschreibungen zu ver-

mindern.51  

Bereits im Jahr 2014 gab der Sächsische Rechnungshof in seinem Jahresbericht 2014 bekannt, 

dass Kommunen z. B. „individuell Stichtage festlegten, ab denen Anschaffungs- oder Her-

stellungskostenermittlungen durchgeführt wurden“52 oder „den gesetzlichen Vorgaben zur 

Festlegung von Nutzungsdauern nicht bzw. nicht sachgerecht nachgekommen sind“53. Folg-

lich stellt sich die Frage, ob die durch die Kommunen in ihren Haushaltsplänen dargestellten 

Angaben, insbesondere zu den Abschreibungen, vor dem Hintergrund dieser zum Teil recht 

unübersichtlichen Regelungen zur Bestimmung der Abschreibungen und der teilweise unge-

nauen Ermittlung der entsprechenden Werte durch die Kommunen einheitlich und vergleich-

bar sind. 

 

2.4.2 Die doppischen Abschreibungskomponenten im Ländervergleich  

Im Folgenden wird über die Vorgaben zur kommunalen Doppik im Freistaat Sachsen hinaus 

ein Einblick in die unterschiedlichen Regelungen in den übrigen Flächenländern gegeben. Die 

entsprechenden Ausgestaltungsvarianten der Doppiksysteme lassen sich anhand verschiede-

ner Kriterien vergleichen. Da ein vollständiger Vergleich der kommunalen Doppik in allen 

Ländern den Rahmen dieser Analyse sprengen würde, werden im Folgenden lediglich die für 

                                             

51 § 61 Abs. 3 SächsKomHVO-Doppik. Spezifische Anlagegüter werden darüber hinaus gesondert geregelt, wie 
bspw. Grund und Boden, Gebäude, Bewirtschaftete und unbewirtschaftete Waldflächen und Verkehrsflächen (§ 
61 Abs. 7 SächsKomHVO-Doppik). Beispielsweise sind für Grund und Boden aktuelle Bodenrichtwerte anzusetzen, 
Gebäude werden gemäß der Immobilienwertermittlungsverordnung (ImmoWertV) basierend auf Normalherstel-
lungskosten bewertet und sind auf den Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung zurückzurechnen. Die Nor-
malherstellungskosten stellen jene Kosten dar, welche marktüblich für einen Neubau eines Gebäudes aufzuwen-
den wären. Diese sind mithilfe angemessener Baupreisindexreihen an das Preisniveau zum Zeitpunkt der Werter-
mittlung anzugleichen. Dies gilt für die erstmalige Bewertung. (§ 22 Verordnung über die Grundsätze für die 
Ermittlung der Verkehrswerte von Grundstücken (Immobilienwertermittlungsverordnung – ImmoWertV)). In Ein-
zelfällen kann allerdings auch ein alternatives, in der ImmoWertV normiertes Verfahren Anwendung finden. So-
fern für bereits bestehende Bewertungen von Vermögensgegenständen Wiederbeschaffungszeitwerte verwendet 
wurden, können diese allerdings in spezifischen, dem Gesetz zugrundeliegenden Tatbeständen übernommen wer-
den. Wiederbeschaffungszeitwerte können unter der Voraussetzung der gesonderten Ermittlung fortgeführter 
AHK und der Anpassung der Wiederbeschaffungszeitwerte durch Sonderab- oder –zuschreibungen übernommen 
werden, wie in § 61 Abs. 5 SächsKomHVO-Doppik geregelt wird. 
52 Sächsischer Rechnungshof (2014), S. 93. 
53 Sächsischer Rechnungshof (2014), S. 94. 
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die Erhebung der Nettoinvestitionen relevanten Abschreibungen sowie deren Teilkomponen-

ten miteinander verglichen. 

Für den Vergleich der Regelungen der kommunalen Doppik für die Berechnung von Nettoin-

vestitionen stehen folgende Komponenten im Fokus: 

1.  Die Abschreibungsmethode (linear, degressiv, progressiv, Leistungsabschreibung) 

2.  Nutzungsdauern und Abschreibungssätze der Vermögensgegenstände 

3.  Die Bewertungsmethode der Vermögensgegenstände (auf der Grundlage historischer 

oder aktueller Anschaffungskosten/Wiederbeschaffungskosten).  

Als Grundlage für die Recherche der umfangreichen Unterschiede in der Ausgestaltung der 

Abschreibungen im Rahmen der kommunalen Doppik zwischen den Ländern diente einerseits 

das Standardwerk von MÜHLENKAMP/GLÖCKNER.54 Eine weitere, vergleichbare Analyse dieser 

umfangreichen und kleinteiligen Regelungen zur kommunalen Doppik der Länder ist zum ge-

genwärtigen Zeitpunkt nicht bekannt. Daher wurden andererseits für die vergleichende Ana-

lyse sämtliche Landesgesetze sowie weitere Richtlinien und Verwaltungsvorschriften der 

Länder zum aktuellen Rechtsstand (II. Quartal 2020) untersucht. 

 

Die Abschreibungsmethode 

Die lineare Abschreibungsform ist in allen Ländern gesetzlich vorgeschrieben. Sie unterstellt 

eine gleichbleibende Nutzung der Anlagegüter über die Nutzungsdauer und führt zu jährlich 

gleichbleibenden Abschreibungsbeträgen. Bis auf das Saarland verweisen alle Länder in ihren 

Gesetzen auf weitere Arten der Abschreibung als mögliche Alternativen. Während in Bayern, 

Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein zusätzlich die Leistungsabschreibung möglich ist, 

können die Kommunen in den übrigen Ländern neben der Leistungsabschreibung55 ebenfalls 

die degressive Abschreibung56 anwenden. In allen Landesgesetzen bestehen diese Möglich-

keiten, sofern „dies dem Nutzungsverlauf wesentlich besser entspricht“ (vgl. Tabelle 1).57 

                                             

54 Mühlenkamp/ Glöckner (2010): Rechtsvergleich kommunale Doppik – Eine Synopse und Analyse ausgewählter 
Themenfelder des neuen, doppischen kommunalen Haushaltsrechts der Bundesländer.  
55 Bei der Leistungsabschreibung basiert die Kalkulation der Abschreibungen auf der tatsächlichen Nutzung der 
Vermögenswerte. Die Lebensdauer des Vermögenswerts wird dem entsprechend über ein bestimmtes Nutzungs- 
bzw. Leistungspotenzial definiert, nicht über eine typische Zeitdauer. 
56 Bei der degressiven Abschreibung sind die Abschreibungsbeträge zu Beginn der Nutzungsdauer hoch und sinken 
im Zeitverlauf. Dies kann entweder durch einen jährlichen Prozentsatz auf den verbliebenen Restwert (geomet-
risch-degressiv) oder nach vorab kalkulierten Stufen (arithmetisch-degressiv) erfolgen. 
57  Zu den Abschreibungsmethoden siehe Horsch (2015), S. 66-76; Schüler (2006), S. 146-155. 
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Tabelle 3: Mögliche Abschreibungsmethoden kommunaler Vermögensgegenstände nach 
Flächenländern 

FL 
gesetzliche Festle-

gung der linearen Ab-
schreibung 

gesetzliche Festlegungen zu weiteren  
Abschreibungsmethoden 

BY x Leistungsabschreibung möglich* 

BW x degressive Abschreibung oder Leistungsabschreibung möglich* 

BB x degressive Abschreibung oder Leistungsabschreibung möglich* 

HE x degressive Abschreibung oder Leistungsabschreibung möglich* 

MV x degressive Abschreibung oder Leistungsabschreibung möglich* 

NI x degressive Abschreibung oder Leistungsabschreibung möglich* 

NW x degressive Abschreibung oder Leistungsabschreibung möglich* 

RP x degressive Abschreibung oder Leistungsabschreibung möglich* 

SL x -- 

ST x Leistungsabschreibung möglich* 

SH x Leistungsabschreibung möglich* 

TH x degressive Abschreibung oder Leistungsabschreibung möglich* 

* wenn "dies dem Nutzungsverlauf wesentlich besser entspricht". 
Quelle: Eigene Darstellung, landesspezifische Gesetze58. 

Nutzungsdauern (ND) und Abschreibungssätze der Vermögensgegenstände 

Hinsichtlich der verschiedenen Nutzungsdauern und Abschreibungssätze wird im Folgenden 

aufgrund der Detailtiefe der unterschiedlichen landesgesetzlichen Regelungen der Fokus auf 

drei große Teilbereiche innerhalb des kommunalen Aufgabenspektrums gelegt. Die kommu-

nale Wasserver- und –entsorgung, der Bau und die Instandhaltung von Kindertageseinrichtun-

gen sowie die Straßen- und Verkehrsinfrastruktur stellen jeweils drei große Aufgabenberei-

che von Kommunen mit erheblichen Investitionsvolumina dar. Diese vier Teilbereiche sind 

hinsichtlich der unterschiedlichen Regelungen zu Nutzungsdauern und Abschreibungssätzen 

besonders relevant, da diese jeweils einen verhältnismäßig langen Lebenszyklus aufweisen 

und nahezu durch jede Kommune zu erbringen bzw. zu gewährleisten sind, unabhängig ihrer 

Größe oder geografischen Lage. Zur Analyse und Vergleichsbetrachtung der unterschiedli-

chen Regelungen wurden die landesspezifischen kommunalen Haushaltsverordnungen der 

                                             

58 § 79 KommHV-Doppik; § 51 KomHKV; § 43 GemHVO; § 34 GemHVO-Doppik; § 49 KomHKVO; § 36 KomHVO NRW; 
§ 35 GemHVO; § 36 KommHVO; § 40 KomHVO; § 43 GemHVO-Doppik; § 37 (ThürGemHVO-Doppik); siehe auch 
folgende Tabelle. 
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Flächenländer sowie die ggf. bestehenden landesspezifischen Abschreibungstabellen unter-

sucht. Die Ergebnisse sind den Tabellen 4 und 5 zu entnehmen. 

Der Vergleich zeigt ein sehr heterogenes Bild. Generell existieren bis auf Bayern in allen 

Ländern länderspezifische Abschreibungstabellen für kommunale Vermögensgegenstände, 

die mindestens nach der Art des Vermögensgegenstands differenzieren. In einigen Ländern 

sind zusätzlich spezifische Abschreibungssätze für einzelne Vermögensgegenstände vorgege-

ben (vgl. Tabelle 3). Häufig werden sowohl bei den Nutzungsdauern als auch bei den Ab-

schreibungssätzen Intervalle angegeben. Die Intervallangaben verdeutlichen den Ermessens-

spielraum der Kommunen. Letztlich sind die Nutzungsdauern bzw. Abschreibungssätze im 

Rahmen von Einzelfallentscheidungen durch die jeweilige Kommune in Abhängigkeit des ent-

sprechenden Investitionsguts unter Berücksichtigung der landesweiten Spielräume festzule-

gen.59 Große Spielräume existieren vor allem in Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, 

Sachsen-Anhalt und Thüringen. Es besteht beispielsweise eine erhebliche Diskrepanz in der 

kalkulierten Nutzungsdauer einer (massiven) Kindertageseinrichtung von 40 Jahren in Nord-

rhein-Westfalen und von 80 Jahren in Brandenburg oder Schleswig-Holstein. Eine doppelt 

hohe Nutzungsdauer führt unter sonst gleichen Bedingungen60 bereits zu einer Halbierung 

des jährlichen Abschreibungsbetrags. Dies wirkt sich erheblich auf die Ergebnisrechnung der 

Kommune aus.  

                                             

59 Sofern Nutzungsdauern und Abschreibungssätze vorgegeben sind, korrespondieren die Angaben auch bei Inter-
vallangaben ausnahmslos miteinander. 
60 Es werden bei diesem beispielhaften Vergleich in beiden Fällen dieselben Anschaffungskosten und Abschrei-
bungssätze für die massiven Kindertageseinrichtungen unterstellt. 
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Tabelle 4: Landesrechtliche Regelungen zu Nutzungsdauern von Vermögensgegenständen ausgewählter Aufgabenbereiche 

FL Nutzungsdauern in Jahren Quelle/n 

 Kindertagesstätten Wasserversorgung 
(bspw. Wasserwerke) 

Wasserentsorgung/  
-reinigung 

(bspw. Kläranlagen) 
Straßen- und Verkehrsinfrastruktur  

 massiv teilmassiv 

massiv/  
Betriebs- 
gebäude 
(massiv) 

Wasser- 
leitungen 

massiv/ 
baulicher 

Teil 
(massiv) 

Teil- 
Massiv/ 
Kanäle 

Straßen 

Verkehrsein-
richtungen/-
anlagen (Sig-
nalanlagen) 

Wege, Plätze  

BY 

• betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer, die auf der Grundlage von Erfahrungswerten und unter Berücksichtigung von Beschaffenheit und 
Nutzung des Vermögensgegenstands zu bestimmen ist“ 

• bei Wertminderung oder -erhöhung (durch bspw. Instandsetzung) ist Bestimmung der Restnutzungsdauer auf dem Wege einer Schätzung 
vorgesehen 

• Sofern für spezifische VG keine verbindliche Festlegungen bestehen, können AfA-Tabellen61 des Bundes als Untergrenze herangezogen 
werden 

• Alternativ auch Orientierung an der kürzesten ND in der von der KGSt veröffentlichten Abschreibungstabelle62 
• Nutzungsdauern sind andernfalls hilfsweise individuell vorsichtig zu schätzen 

63 

BW 

Regelungen generell für Ge-
bäude: Massiv: 50-80; 

Teilmassiv:34-50 
Kindertagesstätten: 12 

je nach Anlage und Ma-
schine: 10 - 60 

je nach Anlage und Ma-
schine: 10 - 50 

30-5064 
40-6065 15 30-5066 67 

BB 80 (n.e.g.) 40  20-30 je nach Anlage und Ma-
schine: 8 - 30 40 15 40 68 

HE 60 (n.e.g.) 40 15 40 69 
  

                                             

61 Bundesministerium der Finanzen (2000). 
62 KGSt (1999). 
63 § 79 KommHV-Doppik; Bayerisches Staatsministerium des Innern (2008), Nr. 6.8.2. 
64 Dies gilt für Straßenart II (Hauptverkehrsstraßen, Industriestraßen, Straßen in Gewerbegebieten). 
65 Dies gilt für Straßenart III (Wohnsammelstraße, Fußgängerzone mit Ladeverkehr). 
66 Dies gilt für die Straßenart IV (Anliegerstraße, befahrbare Wohnwege, Fußgängerzonen, asphaltierte/ betonierte Feldwege). 
67 § 46 GemHVO; Lenkungsgruppe NKHR Baden-Württemberg (2017). 
68 § 51 KomHKV; Ministerium des Inneren des Landes Brandenburg (2009), Anlage 10. 
69 § 43 GemHVO. 
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FL Nutzungsdauern in Jahren Quelle/n 

 Kindertagesstätten 
 

Wasserversorgung 
(bspw. Wasserwerke) 

Wasserentsorgung/  
-reinigung 

(bspw. Kläranlagen) 
Straßen- und Verkehrsinfrastruktur  

 massiv teilmassiv 

massiv/  
Betriebs- 
gebäude 
(massiv) 

Wasser- 
leitungen 

massiv/ 
baulicher 

Teil 
(massiv) 

Teil- 
Massiv/ 
Kanäle 

Straßen 

Verkehrsein-
richtungen/-
anlagen (Sig-
nalanlagen) 

Wege, Plätze  

MV 80 40 
je nach Anlage und Maschine: 10 - 40 

Entwässerungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen: "Hier sind 
die bestehenden Empfehlungen der Branche zu beachten." 

65 20 35 70 

NI 90 (n.e.g.)  35  25 je nach Anlage und Ma-
schine: 10 - 35 50 18 50 71 

NW 40-80 40-50 (n.e.g.)  30-40 50-80 25-50 10-15 10-3072 73 

RP 

Generell für Gebäude  
massiv: 80, teilmassiv: 40; 

Kindertagesstätten (Einrich-
tungen): 10 

10-30 10 35 20 35 74 

SL 50-80 10 20-40 6-15 20-35 10 30-50 20 12-20 75 
SN 50-70 30-40 76 30-40 77 20-40 15-30 15-40 78 
ST 60-80 30-40 30-50 30-40 40-60 15-40 10-20 15-40 79 
SH 80 40 n.e.g. 15-20 10-50 10-66,67 35 25 35 80 

TH 
Generell für Gebäude: 

massiv: 80, teilmassiv: 40; 
Kindertagesstätten: 10 

30-40 10-30 10-40 10-20 20-25 20 35 81 

Quelle: Eigene Darstellung

                                             

70 § 34 GemHVO-Doppik; GemHVO-GemKVO-DoppVV M-V, Anlage 5. 
71 § 49 KomHKVO; KomHKVO, Anlage 19 (Abschreibungstabelle in Konten in der Kommunalverwaltung). 
72 Dies gilt für Wege, Plätze, Parkflächen und Anlieger- sowie Hauptverkehrsstraßen in einfacher Bauart. Alternativ gilt die Regelung für Straßen. 
73 § 36 KomHVO NRW; KomHVO NRW, Anlage 15 (NKF-Rahmentabelle der Gesamtnutzungsdauer für kommunale Vermögensstände. 
74 § 35 GemHVO; Ministerium des Innern und Sport (2006), Abschreibungsrichtlinie VV-Afa. 
75 § 36 KommHVO; VwV KommHVO (VV Kommunalhaushaltsrecht). 
76 Je nach Wasserver- bzw. -entsorgungsanlage sehr unterschiedliche Nutzungsdauern zwischen 6 und 50 Jahren. 
77 Je nach Wasserver- bzw. -entsorgungsanlage sehr unterschiedliche Nutzungsdauern zwischen 8 und 60 Jahren. 
78 SächsKomHVO Anlage Abschreibungstabelle. 
79 § 40 KomHVO; Richtlinie zur Bewertung des kommunalen Vermögens und der kommunalen Verbindlichkeiten (BewertRL). 
80 § 43 GemHVO-Doppik; Verwaltungsvorschriften über Abschreibungen von abnutzbaren Vermögensgegenständen des Anlagevermögens der Gemeinden (VV-Abschreibungen). 
81 § 37 (ThürGemHVO-Doppik); VwV-Abschreibungstabelle. 
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Zusätzlich zu den Nutzungsdauern legen einige Landesgesetzgeber spezifische Abschrei-

bungssätze für bestimmte Vermögensgegenstände fest. Zu diesen Ländern gehören Branden-

burg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, das Saarland, Thüringen und zum Teil auch Baden-

Württemberg (vgl. Tabelle 5). Die Abschreibungssätze sind zumeist analog zur Nutzungsdauer 

festgelegt, sodass daraus eine lineare Abschreibung folgt.  

Analog zum Vergleich der Nutzungsdauern ergibt sich für den Vergleich der Abschreibungs-

sätze ein heterogenes Bild. Kein Land gleicht hier in seinen Regelungen einem anderen. Die 

Aktivierung und anschließende Abschreibung eines identischen Vermögensgegenstandes 

führt demnach in den Kommunen der 13 Flächenländer zu jeweils beträchtlich unterschied-

lichen Auswirkungen auf die Ergebnisrechnung im doppischen Haushalt. Ein unmittelbarer 

Rückschluss einer getätigten Investition auf die zukünftigen Abschreibungslasten ist ange-

sichts dieser Unterschiede in den landesgesetzlichen Regelungen nahezu ausgeschlossen, es 

kommt stattdessen immer auf den Einzelfall an. 

 

Die Bewertungsmethode der Vermögensgegenstände 

Im buchhalterischen Kontext wird zwischen den ursprünglichen Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten (AHK), welche auf der Grundlage des historischen Preises zum Zeitpunkt der 

Anschaffung bewertet werden, sowie den Wiederbeschaffungskosten (WBK) unterschieden. 

Letztere verdeutlichen den aktuellen Wert (zum gegenwärtigen Zeitpunkt) des im Bestand 

befindlichen Vermögensgegenstandes. Bei den Wiederbeschaffungswerten kann zusätzlich 

zwischen Wiederbeschaffungszeitwerten und Wiederbeschaffungsneuwerten unterschieden 

werden. Im Gegensatz zur wissenschaftlichen Literatur findet eine eindeutige und konsis-

tente Abgrenzung der AHK und WBK in der Praxis, insbesondere in den untergesetzlichen 

Regelungen der Länder, nicht statt.82 Bereits durch die uneinheitliche Verwendung der Be-

grifflichkeiten wird ein Vergleich der kommunalen Daten zwischen den Ländern erheblich 

eingeschränkt. 

 

 

                                             

82 Vgl. Mühlenkamp/ Glöckner (2010), S. 10.  
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Tabelle 5: Landesrechtliche Regelungen zu Abschreibungssätzen von Vermögensgegenständen ausgewählter Aufgabenbereiche83 

FL Nutzungsdauern in Jahren Quellen 

 Kindertagesstätten 
 

Wasserversorgung 
(bspw. Wasserwerke) 

Wasserentsorgung/  
-reinigung 

(bspw. Kläranlagen) 
Straßen- und Verkehrsinfrastruktur  

 massiv teilmassiv massiv 
 

Wasser- 
leitungen massiv 

Teil- 
Massiv/ 
Kanäle 

Straßen 

Verkehrs-
einrichtun-
gen/-anla-

gen 

Wege, 
Plätze  

BY Nicht explizit geregelt, s. auch Tabelle zu Nutzungsdauern für BY 84 
BW Nicht explizit geregelt 1,5 - 7  Nicht explizit geregelt 85 

BB 1,25 (n.e.g.) 2,5 3,33-5  je nach Anlage und Ma-
schine: 3,33 – 12,5 2,5 6,67 2,5 86 

HE 1,67 (n.e.g.) Nicht explizit geregelt 2,5 6,67 2,5 87 
MV Nicht explizit geregelt 88 

NI 1,1 (n.e.g.)  2,9 4  je nach Anlage und Ma-
schine: 2,9 - 10 2 5,6 2 89 

NW Nicht explizit geregelt 90 
  

                                             

83 Etwaige minimale Abweichungen zwischen den festgelegten Nutzungsdauern und den vorgeschriebenen Abschreibungssätzen resultieren aus der starken Zusammenfassung der 
in den Ländern zum Teil deutlich zwischen verschiedenen Vermögensgegenständen und deren Teilkomponenten differierenden Regelungen. 
84 § 79 KommHV-Doppik; Bayerisches Staatsministerium des Innern (2008), Nr. 6.8.2 
85 § 46 GemHVO; Lenkungsgruppe NKHR Baden-Württemberg (2017) 
86 § 51 KomHKV; Ministerium des Inneren des Landes Brandenburg (2009), Anlage 10. 
87 § 43 GemHVO. 
88 § 34 GemHVO-Doppik; GemHVO-GemKVO-DoppVV M-V, Anlage 5. 
89 § 49 KomHKVO; KomHKVO, Anlage 19 (Abschreibungstabelle in Konten in der Kommunalverwaltung). 
90 § 36 KomHVO NRW; KomHVO NRW, Anlage 15 (NKF-Rahmentabelle der Gesamtnutzungsdauer für kommunale Vermögensstände 
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FL Nutzungsdauern in Jahren Quellen 

 Kindertagesstätten 
 

Wasserversorgung 
(bspw. Wasserwerke) 

Wasserentsorgung/  
-reinigung 

(bspw. Kläranlagen) 
Straßen- und Verkehrsinfrastruktur  

 massiv teilmassiv massiv 
 

Wasser- 
leitungen massiv 

Teil- 
Massiv/ 
Kanäle 

Straßen 

Verkehrs-
einrichtun-
gen/-anla-

gen 

Wege, 
Plätze 

 

RP 

Generell Gebäude: 
Massiv: 1,25; teilmassiv: 
2,5, Kita (Einrichtungen): 

10 

3,33 5 10 2,86 5 2,86 91 

SL 1,25-2,0 10 2,5 - 8,33 10 2,86 10 2-3,33 5 5-8,33 92 
SN Nicht explizit geregelt 93 
ST Nicht explizit geregelt 94 
SH Nicht explizit geregelt 95 

TH 
generell für Gebäude: 

Massiv: 1,25, teilmassiv: 
2,5; Kita: 10 

2,5-10 6,67-10 2,5-10 2,5 4-5 5 2,86 96 

Quelle: Eigene Darstellung.

                                             

91 § 35 GemHVO; Ministerium des Innern und Sport (2006), Abschreibungsrichtlinie VV-Afa. 
92 § 36 KommHVO; VwV KommHVO (VV Kommunalhaushaltsrecht). 
93 SächsKomHVO Anlage Abschreibungstabelle. 
94 § 40 KomHVO; Richtlinie zur Bewertung des kommunalen Vermögens und der kommunalen Verbindlichkeiten (BewertRL) 
95 § 43 GemHVO-Doppik; Verwaltungsvorschriften über Abschreibungen von abnutzbaren Vermögensgegenständen des Anlagevermögens der Gemeinden (VV-Abschreibungen)  
96 § 37 ThürGemHVO-Doppik; VwV-Abschreibungstabelle. 
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Bezüglich der länderspezifischen Regelungen zur kommunalen Doppik kann konstatiert wer-

den, dass bis auf das Land Nordrhein-Westfalen alle Länder vorsehen, die kommunalen Sach-

anlagevermögen in der Eröffnungsbilanz mit ihren AHK auf der Grundlage historischer Preise 

zu bewerten.97 Ausschließlich Nordrhein-Westfalen verpflichtet die Kommunen zu einem 

Wertansatz des Sachanlagevermögens in der Eröffnungsbilanz auf der Grundlage von Zeit-

werten.98 In einer Handreichung des zuständigen Ministeriums werden spezifische Vorgaben 

zu unterschiedlichen Bewertungsverfahren für verschiedene Vermögensarten gegeben. Vor 

dem Hintergrund des Ländervergleichs ist allerdings besonders zu berücksichtigen, dass jene 

„vorsichtig zu schätzenden Zeitwerte“ u. a. auch auf der Grundlage der ursprünglichen AHK 

bewertet werden dürfen.99 In den übrigen Flächenländern werden für die Bewertung der 

Sachanlagevermögen hingegen im Grundsatz die ursprünglichen AHK genutzt. Diese Regelung 

wurde ebenfalls in dem Leittext des Arbeitskreises III „Kommunale Angelegenheiten“ der 

Innenministerkonferenz im Jahr 2003 empfohlen.100 

Gravierendere Unterschiede zwischen den Ländern ergeben sich, sobald die ursprünglichen 

AHK nicht vorliegen bzw. deren Ermittlung nicht in einem wirtschaftlichen Verhältnis steht. 

Dies ist vor allem eine Problematik, die sich bei der initialen Bewertung der Vermögenswerte 

zum Zeitpunkt der Umstellung von der Kameralistik auf die Doppik ergeben hat. In diesem 

Fall sind alternative Werte für das entsprechende Sachanlagevermögen in der Eröffnungsbi-

lanz anzusetzen. MÜHLENKAMP UND GLÖCKNER haben diese spezifischen und umfangreichen Re-

gelungen der Flächenländer analysiert und die Ergebnisse in ihrer Publikation stark verein-

facht zusammengefasst (siehe Abbildung 10). 

Den Regeln ist gemeinsam, dass zwar in vielen Ländern der Rückgriff auf Zeitwerte möglich 

ist, diese jedoch jeweils auf einen Zeitpunkt in der Vergangenheit (i. d. R. den Anschaffungs- 

und Herstellungszeitpunkt) rückindexiert werden. Damit wird der Versuch unternommen, 

den historischen AHK nahe zu kommen, wenn diese nicht mit einem vertretbaren Aufwand 

ermittelt werden können. Dies führt dazu, dass die Abschreibungen sich jeweils auf einen 

Ausgangswert beziehen, der deutlich niedriger ist als der gegenwärtige Zeitwert. Eine 

„echte“ gegenwartsbezogene Bewertung nach Wiederbeschaffungszeitwerten, wie sie in der 

VGR vorgesehen ist, findet sich nur in Ausnahmefällen (z. B. Brandenburg).  

                                             

97 Vgl. Mühlenkamp/ Glöckner (2010), S. 14f.  
98 § 55 Abs.1 KomHVO NRW zufolge sind die Wertansätze für die Eröffnungsbilanz „auf der Grundlage von vor-
sichtig geschätzten Zeitwerten durch geeignete Verfahren vorzunehmen“. 
99 Vgl. Ministerium für Inneres und Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen (2010); Mühlenkamp/ Glöckner 
(2010), S. 14. 
100 § 40 ff. des Berichts für die Ständige Konferenz der Innenminister und –senatoren der Länder (2003). 



 

37 

Abbildung 10: Alternativ-Ansätze für Vermögensgegenstände in den Ländern  

  
Quelle: Mühlenkamp/ Glöckner (2010), S. 15. 

Zusätzlich ist zu bedenken, dass unterschiedliche Wertansätze für kommunale Sachanlage-

vermögen in den Ländern nicht nur einen einschränkenden Effekt auf die Vergleichbarkeit 

zum Zeitpunkt der Aufstellung der Eröffnungsbilanz haben.101 Unterschiedliche Wertansätze 

wirken sich aufgrund der Abschreibungen im Rahmen der mit der kommunalen Doppik ein-

hergehenden periodengerechten Ergebnisermittlung ebenso langfristig erheblich auf die 

kommunalen Ergebnisrechnungen und Bilanzen aus. Insbesondere großvolumige Vermögens-

                                             

101 Vgl. Mühlenkamp/ Glöckner (2010), S. 31. 
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gegenstände mit einem vergleichsweise langen Lebenszyklus, wie bspw. Wasser- und Klär-

werke und Kindertageseinrichtungen, haben mit unterschiedlichen Wertansätzen einen er-

heblichen Einfluss auf künftige kommunale Ergebnisrechnungen. Ein Vergleich der kommu-

nalen Daten zwischen den Ländern wird dadurch zusätzlich erschwert.  

Darüber hinaus muss konstatiert werden, dass die Bewertung von Vermögensgegenständen 

und die Ergebnisrechnungen der Kommunen auch innerhalb eines Landes nicht unmittelbar 

vergleichbar sind, da jede Kommune diese Daten in Eigenverantwortung ermittelt und im 

Rahmen der bestehenden Spielräume festlegt.  

 

2.4.3 Ergebnis des Vergleichs der länderspezifischen Doppikregelungen 

Die vergleichende Analyse hat gezeigt, dass bereits innerhalb der im Rahmen der Doppik 

durchzuführenden Abschreibungen erhebliche Unterschiede zwischen den Ländergesetzge-

bungen bestehen. Zusätzlich sind die individuellen Ermessensspielräume der Kommunen bei 

der Ermittlung der Abschreibungen erheblich.  

Wenngleich die unterschiedlichen Methoden der Abschreibungskomponenten zum Teil gering 

erscheinen, wirken sich diese auf die Gesamtheit der Vermögensgegenstände einer Kom-

mune sowie auf die Gesamtheit der Kommunen eines Landes aus. Die Hebelwirkung würde 

sich demnach auch auf eine bundesweite Aggregation der Abschreibungen und Nettoinvesti-

tionen der Kommunen entfalten. Diese ist sowohl bei der Entscheidung zwischen der linearen 

Abschreibung und den übrigen Abschreibungsmethoden (Leistungsabschreibung und degres-

sive Abschreibung) zu beobachten, als auch bei der Entscheidung über die zu verwendenden 

Nutzungsdauern und Abschreibungssätze. Nicht zuletzt zeigt sich diese Hebelwirkung eben-

falls bezüglich der Bewertungsmethode der Vermögensgegenstände (historische AHK oder 

Wiederbeschaffungskosten). Der auf der Grundlage von Wiederbeschaffungskosten kumu-

lierte Abschreibungsbetrag aller Vermögensgegenstände der kommunalen Ebene eines Lan-

des würde sich, sofern dies erhoben würde, voraussichtlich erheblich von jenem auf der 

Grundlage historischer Preise unterscheiden. 

Aus diesen Gründen kann abschließend konstatiert werden, dass die im Rahmen der kommu-

nalen Doppik ermittelten Abschreibungen von kommunalen Vermögensgegenständen zwi-

schen den Ländern nur bedingt vergleichbar sind. Die Analyse der spezifischen landesgesetz-

lichen Regelungen ergab, dass sogar ein Vergleich der Kommunen innerhalb eines Landes 

erheblich erschwert wird, da die individuellen Spielräume für die kommunalen Finanzver-

waltungen groß sind. 
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2.5 Erkenntnisse aus dem methodischen Vergleich zwischen VGR und 

Doppik 

Der Vergleich der Methoden der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen und der kommu-

nalen Doppik hat hinsichtlich der Ermittlung regionalisierter Nettoinvestitionen signifikante 

Unterschiede aufgezeigt. Insofern ist es wenig verwunderlich, dass sich die Ergebnisse un-

terscheiden. Beide Verfahrensweisen haben Vor- und Nachteile.    

Wenngleich die VGR im Gegensatz zu der kommunalen Doppik eine bundesweit einheitliche 

Erhebungs- und Berechnungsmethode für die kommunale Ebene aufweist, besteht die Prob-

lematik der mangelnden Regionalisierung der Daten.  Demzufolge ist ein Vergleich zwischen 

Daten auf der Länder- oder sogar Gemeindeebene ausgeschlossen. 

Die Erhebung der Daten im Rahmen der kommunalen Doppik verläuft in die entgegengesetzte 

Richtung (von unten nach oben). Daher wäre die Ermittlung eines gesamtheitlichen Wertes 

für die kommunale Ebene der Länder und der Ländergesamtheit grundsätzlich denkbar. Al-

lerdings scheitert die einheitliche Erhebung valider Daten für Nettoinvestitionen auf Länder- 

und Bundesebene durch die außerordentlich unterschiedlichen Methoden der Ermittlung der 

kommunalen Abschreibungen im Rahmen der Doppik. Belastbare Vergleiche sowohl der kom-

munalen Ebenen mehrerer Länder als auch der Kommunen innerhalb eines Landes sind auf-

grund der landesgesetzlichen Regelungen sowie der vielschichtigen Ermessensspielräume der 

kommunalen Finanzverwaltungen bei der Ermittlung der Abschreibungen derzeit nahezu aus-

geschlossen. 

 

3 Die Rolle von Befragungsergebnissen 

Da die nach Ländern regionalisierten kommunalen Nettoinvestitionen derzeit weder mittels 

VGR noch im Rahmen der kommunalen Doppik präzise und übereinstimmend ermittelbar 

sind, erscheinen Kommunalbefragungen zur ergänzenden Betrachtung gegenwärtig unver-

zichtbar. Befragungen richten sich weniger auf bilanzielle Größen, sondern erfragen in der 

Regel subjektiv wahrgenommene Investitionsrückstände. Während sowohl die VGR-Systema-

tik als auch die kommunale Doppik vergangenheitsbezogen sind, zeichnen sich Befragungen 

folglich durch einen wesentlich stärkeren Gegenwarts- und Zukunftsbezug aus.  

Anknüpfend an die eingangs erläuterten Ergebnisse des KfW-Kommunalpanels 2020 ist in der 

folgenden Abbildung 11 der durch die Kommunen wahrgenommene Investitionsrückstand 

differenziert nach Aufgabenbereichen dargestellt. Die größten Investitionsrückstände sind in 

den kommunalen Aufgabenbereichen „Straßen- und Verkehrsinfrastruktur“ sowie „Schulen, 

Erwachsenbildung“ festzustellen. Analog dazu ist in der darauffolgenden Abbildung 12 der 
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geschätzte Investitionsbedarf der Kommunen im Freistaat Sachsen in den Jahren 2018‒2022 

dargestellt. Dieser wird regelmäßig im Abstand von zwei Jahren im Rahmen einer 

Kommunalbefragung durch das Kompetenzzentrum für kommunale Infrastruktur Sachsen an 

der Universität Leipzig (KOMKIS) ermittelt.102 

Abbildung 11: Wahrgenommener Investitionsrückstand der kommunalen Ebene im Jahr 2019 

 

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2020, S. 14. 

Im Rahmen der sächsischen Kommunalbefragung 2018 hat das KOMKIS korrespondierend mit 

den Ergebnissen des KfW-Kommunalpanels 2017 und 2018 ein Investitionsbedarf der kommu-

nalen Ebene im Freistaat Sachsen in den nächsten fünf Jahren (2018‒2022) in Höhe von 7,73 

Mrd. Euro ermittelt.103 Abbildung 12 veranschaulicht diesen kommunalen Investitionsbedarf 

differenziert nach den kommunalen Aufgabenbereichen. Sowohl bundesweit als auch für die 

sächsischen Kommunen gilt, dass die gegenwärtig größten Investitionsbedarfe (jeweils zwi-

schen 24 % und 28 %) auf die Aufgabenbereiche Verkehrsinfrastruktur sowie Bildungsinfra-

struktur entfallen. 

                                             

102 Vgl. Sydow/ Hesse (2018). 
103 Vgl. Sydow/ Hesse (2018), S. 14. Dieser Betrag entspricht ungefähr einem Anteil von 5,6 % des vom KfW-
Kommunalpanel ermittelten bundesweiten Bedarfs. Dieser Anteil entspricht dem Einwohneranteil des Freistaates 
Sachsen an den Flächenländern (5,3 %) und erscheint daher grundsätzlich plausibel. 
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Abbildung 12: Geschätzter kommunaler Investitionsbedarf im Freistaat Sachsen in den 
Jahren 2018-2022 nach Aufgabenbereichen 

 

Quelle: Sydow/ Hesse (2018), S. 14. 

Grundsätzlich lässt sich aus den Befragungsergebnissen schlussfolgern, dass ein Investitions-

bedarf besteht, der nicht durch das gegenwärtige Investitionsverhalten gedeckt werden 

kann. Insofern kann auch aus dieser Perspektive abgeleitet werden, dass in den letzten zwei 

Jahrzehnten ein Vermögensverzehr stattgefunden hat, der sich in gestiegenen unerfüllten 

Investitionsbedarfen wiederspiegelt (siehe hierzu auch Abbildung 4 auf Seite 12). Auffällig 

ist dennoch, dass das bundesweit festgestellte Volumen mit 147 Mrd. Euro weitaus höher 

liegt als der seit 2003 aus den Daten der VGR abgeleitete Vermögensverzehr in Höhe von 

87,1 Mrd. Euro. Hierfür kommen verschiedene Ursachen in Betracht 

1.  Die Befragungsergebnisse könnten angesichts ihres Stichprobencharakters verzerrt 

sein. Wenn jeweils nur ein Teil der Kommunen an den Befragungen teilnimmt und die 

Ergebnisse anschließend auf die Grundgesamtheit der Kommunen hochgerechnet wer-

den, könnte es systematische Abweichungen geben.104 Möglicherweise beteiligen sich 

nur Kommunen mit besonders hohen Bedarfen an solchen Befragungen und Kommu-

nen mit auskömmlichem Investitionsverhalten sehen keine Veranlassung dazu. Dieses 

Argument kann nicht ohne Weiteres zurückgewiesen werden. Allerdings zeigen die 

Ergebnisse des KfW-Kommunalpanels gleichmäßige Trends über längere Zeiträume. 

Würden die genannten systematischen Abweichungen zum Tragen kommen, müssten 

                                             

104 Stichprobenbedingte statistische Standardfehler treten zusätzlich auf. Angesichts der jeweiligen Stichpro-
benumfänge kommen diese jedoch als Ursache der erheblichen Unterschiede nicht in Betracht. 
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sich größere Schwankungen in der Zeitreihe einstellen und die Bedarfe müssten am 

aktuellen Rand mit dem Anziehen der kommunalen Investitionstätigkeit wesentlich 

stärker zurückgehen. Die Untersuchungen des KOMKIS können diese These ebenso 

wenig bestätigen. Die Stichproben setzen sich jeweils aus Kommunen mit sehr unter-

schiedlichem Investitionsverhalten und sehr unterschiedlichen finanziellen Verhält-

nissen zusammen.105 

2.  Die Frage nach „Bedarfen“ könnte zu einem gewissen Wunschlistencharakter der 

Befragungsergebnisse führen. Wie im Abschnitt 2.1 dargelegt wurde, kann der objek-

tive Bedarf nach kommunaler Infrastruktur nicht analytisch bestimmt werden. Ent-

sprechend unterschiedlich können die zur Erfüllung der Bedarfe notwendigen finan-

ziellen Ressourcen eingeschätzt werden, die sowohl allokative als auch verteilungs-

politische Aspekte abdecken sollen. Möglicherweise entsprechen die gewünschten Lö-

sungen nicht den kostenminimalen Umsetzungsvarianten. Folglich wird in der Litera-

tur ebenfalls konstatiert, dass Befragungen zu einem strategischen Antwortverhalten 

politischer Entscheidungsträger führen können und jene Ergebnisse im Vergleich zu 

rein statistischen Daten weniger belastbar seien.106 Darüber hinaus wird kritisiert, 

dass bei Befragungen mithilfe von Hochrechnungen auf der Grundlage verhältnismä-

ßig kleiner Stichproben auf die Grundgesamtheit geschlossen wird.107 Demgegenüber 

stehen allerdings die Argumente, dass Befragungen politischer Entscheidungsträger 

aufgrund der mangelnden Datenlage und der bestehenden Informationslücke wichtig 

sind, um sich der Realität anzunähern.108 In der Folge dienen sowohl die amtliche 

Statistik als auch Befragungen dazu, gegenwärtige Entwicklungen und Muster in der 

öffentlichen Investitionstätigkeit zu identifizieren.109 Darüber hinaus dienen die Be-

fragungen dazu, die Daten aus der amtlichen Statistik abgleichen und verstehen zu 

können.110 Zudem erscheint wesentlich, dass ausschließlich mithilfe von Befragungen 

Einschätzungen über bauliche Zustände oder finanzpolitische Gegebenheiten gewon-

nen werden können, welche in der amtlichen Statistik nicht vorliegen.111 Ein weiterer 

Vorteil gegenüber der amtlichen Statistik ist, dass die Daten schneller verwendet und 

aufbereitet werden können und der Zeitverzug im Vergleich zur amtlichen Statistik 

deutlich geringer ist.112 

                                             

105 Vgl. hierzu Sydow/ Hesse (2018); Kilian/ Hesse/ Redlich (2016); Hesse/ Redlich/ Diesener (2015); Hesse/ 
Lück/ Redlich (2012). 
106 Vgl. Brand/ Steinbrecher (2019), S. 3; Christofzik/ Feld/ Yeter (2019), S. 2. 
107 Vgl. Christofzik/ Feld/ Yeter (2019), S. 2. 
108 Vgl. Brand/ Steinbrecher (2019), S. 3; Krone/ Scheller (2020), S. 17. 
109 Vgl. Brand/ Steinbrecher (2019), S. 3 
110 Vgl. Krone/ Scheller (2020), S. 18. 
111 Vgl. Krone/ Scheller (2020), S. 17. 
112 Die gemeindlichen Jahresrechnungsstatistik liegt in der Regel mit einem Zeitverzug von >18 Monaten vor. 
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Um die erläuterte Verzerrung auf die Befragungsergebnisse einzudämmen, sind die 

Fragetechniken der beiden genannten Erhebungen spezifisch zugeschnitten, indem 

sie einerseits die Zuordnung zu konkreten Aufgabenbereichen einfordern. Anderer-

seits fragt das KfW-Kommunalpanel explizit nach „Rückständen“, während die Befra-

gung des KOMKIS zum kommunalen Investitions- und Ausgabeverhalten in Sachsen die 

in der Zukunft notwendigen Investitionen für einen konkreten Zeitraum von vier Jah-

ren (mittlere Frist) abfragt.  

3.  Anders als bei der VGR-Methode fehlt die Gegenrechnung von getätigten Ist-Investi-

tionen. Obwohl beim KFW-Panel lediglich die nicht ausfinanzierten Bedarfe erfragt 

werden, könnte vermutet werden, dass die antwortenden Kommunen auch bereits 

geplante Maßnahmen in die Meldung aufnehmen. Um diesen Effekt zu berücksichti-

gen, wurden in der genannten Befragung des KOMKIS die Bedarfsmeldungen mit den 

voraussichtlichen Trends der getätigten Ist-Investitionen saldiert. Hieraus ergab sich 

zwar immer noch ein negativer Nettobetrag, der auf einen Substanzverzehr hindeu-

tet. Dieser war jedoch deutlich geringer als die Bruttobedarfe und kann voraussicht-

lich mit moderaten Steigerungen der Investitionstätigkeit aufgefangen werden.113 

4.  Nicht zuletzt – und da die vorherigen Argumente nicht durchgängig stichhaltig sind – 

könnten es schlicht tatsächliche Bedarfsunterschiede sein, die das Rückstandsniveau 

kennzeichnen. Differenzen zwischen historischen Anschaffungs- und Herstellungskos-

ten auf der einen (kommunale Doppik) und Wiederbeschaffungszeitwerten auf der 

anderen Seite (VGR) wurden bereits erläutert. Bei Befragungen ist davon auszugehen, 

dass die antwortenden Kommunalvertreter die gegenwärtigen Kosten im Auge haben, 

um die infrastrukturellen Rückstände zu beseitigen. Daher ist von einem wesentlich 

höheren Niveau als bei der Betrachtung doppischer Abschreibungen und Ist-Investiti-

onen auszugehen. Des Weiteren kommt der schwerwiegende Aspekt hinzu, dass Be-

fragungsergebnisse auch Angaben zu gegenwärtigen und zukünftigen Aufgaben ent-

halten, für die mangels bestehender Vermögenswerte weder in der Doppik noch in 

der VGR-Rechnung Abschreibungen anfallen. Hier sind vor allem größere Investitionen 

in den Bereichen der Digitalisierung der Verwaltung und der Schulen, dem Breitband-

ausbau, der Energiewende, oder der Anpassungsinvestitionen an die Effekte des de-

mografischen Wandels zu nennen. Vergangenheitsorientierte Rechensysteme können 

                                             

113 Vgl. Sydow/ Hesse (2018), S. 29-34. 
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diese teils tagesaktuellen (und damit nicht dem Wunschdenken entspringenden) Be-

darfe nicht abbilden.114 Dies gilt im Übrigen nicht nur für hoch aktuelle Fragen, son-

dern auch um Aufgaben, die bereits in den Zeiten des Substanzverlustes in den ver-

gangenen 20 Jahren nur halbherzig angegangen wurden. 

   

4 Zusammenfassung und Ausblick 

Die Bestimmung kommunaler Investitionsbedarfe ist komplex und vielschichtig. Es steht 

keine allgemein gültige Methodik zur Verfügung, mit der sich objektiv „richtige“ Ergebnisse 

erzielen ließen. Eine Annäherung kann durch die Bestimmung von Nettoinvestitionen und die 

ergänzende Betrachtung von Befragungsergebnissen erfolgen.  

Die Bestimmung der Nettoinvestitionen kann grundsätzlich im Rahmen der Volkswirtschaft-

lichen Gesamtrechnungen (VGR) oder mithilfe der kommunalen Doppik erfolgen. Diese zwei 

sich stark unterscheidenden Ermittlungsmethoden führen allerdings im Ergebnis zu nicht un-

erheblichen Differenzen. Die Diskrepanzen zwischen den berechneten Nettoinvestitionen auf 

der kommunalen Ebene sind insbesondere auf signifikante Unterschiede bei der Ermittlung 

der Abschreibungen innerhalb der beiden Systematiken zurückzuführen.  

Die Höhe der Abschreibungen wird maßgeblich durch drei wesentliche Komponenten deter-

miniert. Diese sind die Art der Abschreibung (linear, degressiv, Leistungsabschreibung), die 

unterschiedlichen Nutzungsdauern und Abschreibungssätze der Vermögensgegenstände so-

wie die unterschiedlich angewandten Bewertungsmethoden (auf historischen oder aktuellen 

Preisen). Alle drei Komponenten der Abschreibungen werden in den landesspezifischen Dop-

piksystemen sehr unterschiedlich ermittelt. Zusätzlich erlauben die verschiedenen Regelun-

gen große individuelle Spielräume für die einzelne Kommune bei der Ermittlung der Abschrei-

bungen, sodass sich die kommunalen Daten bereits innerhalb eines Landes nur bedingt mit-

einander vergleichen lassen. Eine bundesweit vergleichende Bewertung der doppisch ermit-

telten kommunalen Nettoinvestitionen ist daher bereits aufgrund der uneinheitlichen kom-

munalen Abschreibungen nur mit erheblichen Einschränkungen möglich. Präzise Ergebnisse 

sowie daraus resultierende valide Aussagen wären ausschließlich mit möglichst einheitlichen 

gesetzlichen Vorgaben zur Ermittlung der Abschreibungen innerhalb der Länder und zwischen 

den Ländern denkbar. Zudem ist nicht absehbar, dass eine entsprechende Datenbasis mit-

                                             

114 Selbst wenn Wiederbeschaffungspreise angesetzt werden, so fehlt bisher schlicht die relevante Infrastruktur.  
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telfristig für externe Datennutzer verfügbar wäre. Auch in Sachsen basieren die entspre-

chenden Betrachtungen nicht auf Daten der amtlichen Statistik, sondern auf den Meldungen 

der Kommunen an das Kommunale Frühwarnsystem des SMI. 

Eine vergleichende Bewertung der auf der Grundlage der VGR ermittelten Nettoinvestitionen 

der kommunalen Ebene erscheint zunächst methodisch überzeugend. Die Berechnung basiert 

auf Wiederbeschaffungszeitwerten, sodass unterlassene Investitionen der Vergangenheit ei-

nen zunehmenden finanziellen Druck auf die Gegenwart aufbauen. Die Daten signalisieren 

einen erheblichen kommunalen Investitionsstau, der sich bundesweit auf fast 90 Mrd. Euro 

beläuft. Eine vertiefte Analyse scheitert hingegen an der mangelnden Regionalisierung der 

Daten. Die kommunalen Abschreibungen und Nettoinvestitionen können nur auf höchst ag-

gregierter Basis als Bundes-Summe über alle Kommunen hinweg nachvollzogen werden. 

Zudem kommt die Problematik, das gegenwärtige und zukünftige Bedarfe (z. B. demografi-

scher Wandel, Digitalisierung, Energiewende) nicht in die Berechnung eingehen, wenn dafür 

nicht bereits Vermögensgegenstände in der Kommune existieren. Nicht getätigte Investitio-

nen erzeugen weder in der Doppik noch in der VGR-Perspektive zu Abschreibungen. Für die 

Bestimmung kommunaler Investitionsbedarfe erscheint es daher unverzichtbar, Kommunal-

befragungen als zusätzliche Quelle heranzuziehen. Befragungsergebnisse können durch ver-

schiedene Einflussfaktoren verzerrt sein (Stichprobencharakter, Wunschlistenproblematik, 

fehlende Saldierung). Dennoch zeigen sie im Zeitablauf recht robuste Ergebnisse und geben 

wertvolle Einblicke in die Struktur der Bedarfe. Abbildung 13 fasst die Sichtweisen der ver-

schiedenen Ansätze zusammen. 

Abbildung 13: Verhältnis der Investitionsbedarfe auf Basis von VGR-Daten, Doppik und Be-
fragungsergebnissen 

 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Obwohl kommunale Investitionsbedarfe nur näherungsweisen bestimmt werden können, 

kann die eingangs erläuterte Grundthese des im Zeitverlauf persistenten Substanzverzehrs 

der kommunalen Infrastruktur nicht widerlegt werden. Für die sächsischen Kommunen sieht 
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das Bild positiver aus. Sowohl die exemplarischen Resultate aus dem Frühwarnsystem als 

auch der Blick auf die Finanzstatistik zeigen, dass die sächsischen Kommunen am aktuellen 

Rand mehr investieren als die Kommunen in vielen anderen Ländern. Bei einem Rückgang 

der Investitionsvolumina ist dagegen auch in Sachsen (wieder) mit einem Substanzverzehr 

der kommunalen Infrastruktur zu rechnen.   
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